
 

Aktuelle Probleme in der Gestaltung  
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Notar Dr. Wolfgang Reetz, Köln 

 

 

 

 

I. Eheverträge/Scheidungsvereinbarungen/Güterrecht 

 

 

Inhaltskontrolle von Eheverträgen nach Lesart des BGH: Stand der Rspr. 

und Beurkundungspraxis – aktuelle Diskussion: ist die Sittenwidrigkeits-

prüfung einer einzelnen Vertragsklausel verschieden von derjenigen in der 

„Gesamtschau“ aller Klauseln, die iZw zur Gesamtnichtigkeit führt? (zu-

letzt: BGH FamRZ 2023, 927; vgl. auch OLG Celle MittBayNot 2022, 351 

und OLG Stuttgart BeckRS 2019, 45645) 

 

 

Inhaltskontrolle – vereinfachtes Schema 

 
 BGH, 11.02.2004 - XII ZR 265/02, FamRZ 2004, 601 = DNotZ 2004, 550 = Z 158, 81 

 

I. Wirksamkeits-(Bestands-)kontrolle nach § 138 Abs. 1 BGB 

 [Mehrheit von Einzelklauseln - Typenkompensationsvertrag] 

 Zeitpunkt: Vertragsschluss – Vorausschaubarkeit – geplanter Ehetypus 

 1.  objektive Tatbestandsseite 

  a) Einzelklauselprüfung - Kernbereichsnähe 

   [Rechtsfolge: § 139 BGB – Salvatorische Klausel wirksam] 

  b) pflichtgemäße Gesamtbetrachtung [Zusammenwirken] 

   objektive Tatbestandsseite (Indizwirkung) 

 2. subjektive Tatbestandsseite (Umstände außerhalb der Urkunde) 

 [Rechtsfolge: Gesamtnichtigkeit – Salvatorische Klausel unwirksam] 

II.  Ausübungskontrolle nach §§ 242, 313 BGB 

 Zeitpunkt: Scheitern der Ehe – gelebter Ehetypus 

 [Rechtsfolge: Nichtausübung – Anpassung wirksamer Klauseln] 

 Maßstab: ehebedingter Nachteil – keine Halbteilungskontrolle 
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1. OLG Stuttgart: Inhaltskontrolle einer Vereinbarung zum Versor-

gungsausgleich – Wirksamkeitskontrolle (Vorhersehbarkeit) – Aus-

übungskontrolle nach § 242 BGB – Bedeutung von Zahlungen inner-

halb der Ehe als Kompensation – geplanter Ehetypus –  subjektive 

Seite des § 138 BGB 

 OLG Stuttgart Beschl. v. 26.6.2025 – 11 UF 194/94 (rechtskräftig), DNotI-Abruf = 

https://www.landesrecht-bw.de/bsbw/document/NJRE001614845 

Stichworte:   

- Härte- bzw. Kinderschutzklausel des § 1568 Abs. 1 Alt. 1 BGB, 

- Sittenwidrigkeit eines Ehevertrages/Ausschuss des Versorgungsausgleichs, 

- geplanter Ehetypus und Vorhersehbarkeit,  

- subjektive Seite des Sittenwidrigkeitsvorwurfs, 

- Geldleistungen innerhalb der Ehe, 

- Ausübungskontrolle 

Normen: § 138 Abs. 1 BGB, § 242 BGB, § 1408 BGB, § 1568 Abs. 1 Alt. 1 

BGB 

Leitsatz (amtl.): 

Ein ehevertraglicher Ausschluss des Versorgungsausgleichs ist nicht sittenwidrig 

und kann der durchzuführenden Ausübungskontrolle standhalten, wenn der an sich 

ausgleichspflichtige Ehegatte während der Ehe erhebliche Zahlungen an den an-

deren Ehegatten geleistet hat, welche dem Aufbau einer weitergehenden Altersver-

sorgung dienen sollten. (Rn. 44). 

 

Fall:  

M und F sind seit 2011 miteinander verheiratet und Eltern zwei gemeinsamen Kinder. 

Sie leben seit 7.2021 voneinander getrennt. Zwischen M und F wurden mehrere sorge-

rechtliche Verfahren geführt.  

M und F errichteten in 2011 einen Ehevertrag; in dem sie den Zugewinnausgleich für 

den Fall einer Scheidung, den nachehelichen Unterhalt mit Ausnahme des Betreuungs-

unterhalts und den Versorgungsausgleich ausschlossen. Im Errichtungszeitpunkt ver-

diente M als Oberarzt mtl. ca. 8.500,00 € brutto und F als Krankenschwester in Teilzeit 

(60%) ca. 1.450,00 € brutto. 

M und F hatten bei Vertragsschluss einen Kinderwunsch und planten, dass die F auch 

bei Geburt eines Kindes weiterarbeiten sollte. Nach Geburt des ersten Kindes war F 

nicht mehr berufstätig und befand sich bis zu ihrem Auszug in 7. 2021 in Mutterschutz 

bzw. Erziehungsurlaub. Seither arbeitet sie wieder in Teilzeit in ihrem erlernten Beruf. 

M zahlte zw. 2016 und 2021 insgesamt mindestens 94.000,00 € an die Antragstellerin. 

Als Verwendungszweck wurde auf den regelmäßigen monatlichen Überweisungen 

"Ausgleich Gehalt" und "Ausgleich Gehalt und R+V" angegeben. Die Ehegatten waren 
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sich weiter darüber einig, dass das Kindergeld für beide Kinder ausschließlich der An-

tragstellerin zugutekommen sollte. 

In der Ehezeit vom 01.06.2011 bis zum 30.04.2023 erwarben die Ehegatten folgende 

Versorgungsanrechte: 

F bei der Deutschen Rentenversicherung Bund (gRV) ein Anrecht mit dem Ausgleichs-

wert von 4,8956 Entgeltpunkten (EP) und einem Kapitalwert von 39.284,31 €, bei der 

Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder (VBL ) ein Anrecht mit einem Aus-

gleichswert von 1,34 Versorgungspunkten (VP) und einem Kapitalwert von 504,05 € 

und bei der R+V Lebensversicherung AG ein Anrecht mit einem Ausgleichswert von 

8.831,42 €. 

M bei der gRV kein Anrecht, bei der Baden-Württembergischen Versorgungsanstalt für 

Ärzte, Zahnärzte und Tierärzte ein Anrecht mit einem Ausgleichswert von 103,02 € 

monatlich und einem Kapitalwert von 17.595,05 €, bei der Versorgungseinrichtung der 

Bezirksärztekammer T. ein Anrecht mit einem Ausgleichswert von 4,5619 Beitragsquo-

tienten und einem Kapitalwert von 74.329,77 € und bei der Allianz Lebensversiche-

rungs-AG ein Anrecht mit einem Ausgleichswert von 6.734,97 €. 

 

Die Ehe wurde erstinstanzlich geschieden und kein VA durchgeführt; beide Ehegatten 

gehen aus unterschiedlichen Gründen in die Beschwerde. M will nicht geschieden wer-

den (§ 1568 Abs. 1 Alt. 1 BGB); F will den VA. 

 

Gründe:  

 

I. Die Ehe ist zu Recht geschieden worden; § 1568 Abs. 1 Alt. 1 BGB greift nicht 

durch. 

 

Nach § 1568 Abs. 1 Alt. 1 BGB soll eine Ehe nicht geschieden werden, obwohl sie 

gescheitert ist, wenn und solange die Aufrechterhaltung der Ehe im Interesse der aus 

der Ehe hervorgegangenen minderjährigen Kinder aus besonderen Gründen aus-

nahmsweise notwendig ist. Die Härteklausel greift nur ein, wenn bei dem Kind durch 

die Scheidung selbst solche atypischen, ungewöhnlichen Folgen verursacht werden, 

dass die Aufrechterhaltung der Elternehe im Kindesinteresse notwendig ist (Johann-

sen/Henrich/Althammer/Kappler, Familienrecht, 7. Auflage 2020, § 1568 BGB, Rn. 

15). Alle für ein Kind nachteiligen Folgen, die bereits auf der Trennung der Eltern 

bzw. auf dem Scheitern der Ehe als solchem beruhen, können nicht unter die Kinder-

schutzklausel gefasst werden (Staudinger/Rauscher (2018) BGB, § 1568 Rn. 47). Die 

Kinderschutzklausel greift nicht ein, wenn lediglich vorgetragen wird, das Kind 

werde durch die Ehescheidung der Eltern seelisch schwer getroffen (OLG Zweibrü-

cken, FamRZ 1982, 294). Hier leiden die Kinder unter Trennung, nicht jedoch an der 

Scheidung.  
 

II. Die Beschwerde der F gegen den Ausspruch, dass ein Versorgungsausgleich nicht 

stattfindet, ist unbegründet. 

 

a) Der durch den Ehevertrag aus 06.2011 vereinbarte Ausschluss des Versorgungs-

ausgleichs hält einer Inhaltskontrolle stand und ist nicht von vornherein nach 

§ 138 Abs. 1 BGB sittenwidrig.  

 

Ein Ausschluss des Versorgungsausgleichs ist nach § 138 Abs. 1 BGB schon 

für sich genommen unwirksam, wenn er dazu führt, dass ein Ehegatte aufgrund 
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des bereits beim Vertragsschluss geplanten (oder zu diesem Zeitpunkt schon ver-

wirklichten) Zuschnitts der Ehe über keine hinreichende Alterssicherung verfügt 

und dieses Ergebnis mit dem Gebot ehelicher Solidarität schlechthin unvereinbar 

erscheint (BGH FamRZ 2020, 1347 bis 1351). 

 

Das Gesetz kennt keinen unverzichtbaren Mindestgehalt an Scheidungsfol-

gen zugunsten des berechtigten Ehegatten, so dass auch aus dem objektiven Zu-

sammenspiel einseitig belastender Regelungen nur dann auf die weiter erforder-

liche verwerfliche Gesinnung des begünstigten Ehegatten geschlossen werden 

kann, wenn die Annahme gerechtfertigt ist, dass sich in dem unausgewogenen 

Vertragsinhalt eine auf ungleichen Verhandlungspositionen basierende einsei-

tige Dominanz dieses Ehegatten und damit eine Störung der subjektiven Ver-

tragsparität widerspiegelt (BGH a.a.O.). Eine lediglich auf die Einseitigkeit der 

Lastenverteilung gegründete tatsächliche Vermutung für die subjektive Seite der 

Sittenwidrigkeit lässt sich bei familienrechtlichen Verträgen nicht aufstellen 

(BGH a.a.O.). Ein unausgewogener Vertragsinhalt mag zwar ein gewisses Indiz 

für eine unterlegene Verhandlungsposition des belasteten Ehegatten sein (BGH 

a.a.O.). Gleichwohl wird das Verdikt der Sittenwidrigkeit in der Regel nicht ge-

rechtfertigt sein, wenn sonst außerhalb der Vertragsurkunde keine verstärkenden 

Umstände zu erkennen sind, die auf eine subjektive Imparität, insbesondere in-

folge der Ausnutzung einer Zwangslage, sozialer oder wirtschaftlicher Abhän-

gigkeit oder intellektueller Unterlegenheit, hindeuten könnten (BGH a.a.O.). 

 

Nach den unstreitigen Feststellungen hatten die Ehegatten bei Vertragsschluss 

im Jahr 2011 die Planung (= realistisch geplanter Ehetypus – partnerschaftliche 

Doppelverdienerehe), dass die Ehefrau auch bei der Geburt von Kindern weiter 

arbeiten sollte. Zudem fehlt es an der erforderlichen subjektiven Imparität. 

Denn die Antragstellerin war bei Abschluss des Ehevertrages nicht schwanger 

und in keiner Zwangslage, sondern als Krankenschwester in Teilzeit berufstätig. 

Sie war daher auch nicht vom Antragsgegner wirtschaftlich abhängig oder ihm 

intellektuell unterlegen.  
 

b)  Der Ausschluss des Versorgungsausgleichs hält auch einer Ausübungskon-

trolle stand. 
 

aa)  Soweit die Regelungen eines Ehevertrags - wie hier - der Wirksamkeits-

kontrolle standhalten, muss der Richter im Rahmen einer Ausübungskon-

trolle prüfen, ob und inwieweit es einem Ehegatten nach Treu und Glauben 

unter dem Gesichtspunkt des Rechtsmissbrauchs (§ 242 BGB) verwehrt ist, 

sich auf eine ihn begünstigende Regelung zu berufen. Entscheidend ist in-

sofern, ob sich im Zeitpunkt des Scheiterns der Ehe aus dem vereinbar-

ten Ausschluss der Scheidungsfolge eine evident einseitige, unzumut-

bare Lastenverteilung ergibt (BGH a.a.O.). Das kann insbesondere dann 

der Fall sein, wenn die tatsächliche einvernehmliche Gestaltung der eheli-

chen Lebensverhältnisse von der ursprünglichen, dem Vertrag zugrundelie-

genden Lebensplanung grundlegend abweicht (BGH NJW 2005, 139 bis 

141). 
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Allerdings lässt es nicht jede Abweichung der späteren tatsächlichen Le-

bensverhältnisse von der ursprünglich zugrunde gelegten Lebensplanung 

als unzumutbar erscheinen, am ehevertraglichen Ausschluss von Schei-

dungsfolgen festzuhalten (BGH a.a.O.). Die Frage, ob eine einseitige Las-

tenverteilung nach Treu und Glauben hinnehmbar ist, kann vielmehr nur 

unter Berücksichtigung der Rangordnung der Scheidungsfolgen beant-

wortet werden: Je höherrangig die vertraglich ausgeschlossene und nunmehr 

dennoch geltend gemachte Scheidungsfolge ist, um so schwerwiegender 

müssen die Gründe sein, die - unter Berücksichtigung des inzwischen ein-

vernehmlich verwirklichten tatsächlichen Ehezuschnitts - für ihren Aus-

schluss sprechen (BGH a. a. O.). 

Ein wirksam vereinbarter - völliger oder teilweiser - Ausschluss des Versor-

gungsausgleichs hält deshalb einer Ausübungskontrolle am Maßstab des 

§ 242 BGB dann nicht stand, wenn er dazu führt, dass ein Ehegatte aufgrund 

einvernehmlicher Änderung der gemeinsamen Lebensumstände über keine 

hinreichende Alterssicherung verfügt und dieses Ergebnis mit dem Gebot 

ehelicher Solidarität schlechthin unvereinbar erscheint (BGH a.a.O.). Das 

kann namentlich dann der Fall sein, wenn sich ein Ehegatte einvernehmlich 

der Betreuung der gemeinsamen Kinder gewidmet und deshalb auf eine ver-

sorgungsbegründende Erwerbstätigkeit in der Ehe verzichtet hat (BGH 

a.a.O.). Das in diesem Verzicht liegende Risiko verdichtet sich zu einem 

Nachteil, den der Versorgungsausgleich gerade auf beide Ehegatten gleich-

mäßig verteilen will und der ohne Kompensation nicht einem Ehegatten al-

lein angelastet werden kann, wenn die Ehe scheitert (BGH a.a.O.). 

bb)  F hat jedoch durch die unstreitigen Zahlungen des M an sie im Zeitraum von 

2016 bis 2021 in Höhe von zumindest 94.000,00 € eine ausreichende Kom-

pensation für die erlittenen Nachteile erhalten. 

 

 

 

 

2. Rechtsprechung des OLG Celle:  

 

OLG Celle Inhaltskontrolle nach § 138 Abs. 1 BGB („Wirksamkeits-

kontrolle“): Zusammenfassung als Lehrbuch - Voraussetzungen der 

Sittenwidrigkeit einer einzelnen Vertragsklausel sind verschieden von 

der Sittenwidrigkeitsprüfung aufgrund Gesamtschauprüfung, die 

dann zur Gesamtnichtigkeit führt? - außerhalb der Vertragsurkunde 

liegende Umstände, die für eine bewusst ausgenutzte unterlegene Ver-

handlungsposition sprechen  
 

OLG Celle (17. Zivilsenat - Senat für Familiensachen -) Beschl. v. 09.03.2021 – 17 UF 

172/20, MittBayNot 2022, 351 = BeckRS 2021, 7858 



6 
 

  

 Stichworte:   

- zuvor bereits: OLG Celle NJW 2018, 3462 Rn. 25 f. = BeckRS 2018, 22277 

- Verfahrensgestaltung durch den Notar  

- Inhaltskontrolle: Wirksamkeitskontrolle nach § 138 Abs. 1 BGB 

- Inhaltskontrolle: Gesamtschau-Prüfung 

- Inhaltskontrolle: Einzelklausel-Prüfung - Kernbereichsabstufung  

- Subjektive Seite: unterschiedliche Prüfungsmaßstäbe  

- subjektive Seite: Umstände außerhalb der Urkunde 

- Unternehmerehevertrag 

- „Hinübergreifen“ und „Funktionsäquivalenz“ 

- Bedeutung der Kompensation 

- Typenkombinationsvertrag 

 

Normen: §§ 138 Abs. 1, 242, 1408, 1414, 1570, 1580, 1605 Abs. 1 BGB  

 

Achtung:  Durchgriff in das Güterrecht bei Gesamtschau-Nichtigkeit; 

Abermals:  hohe Bedeutung des Beurkundungsverfahrens iwS und des typenge-

rechten Ehevertrages 

 

Leitsätze (amtlich): 

als klare Lehrbuchanweisung für die Familiengerichte erster Instanz? 

 

1.  Die gesetzlichen Regelungen über den nachehelichen Unterhalt, Zugewinn- und Versor-

gungsausgleich unterliegen grundsätzlich der vertraglichen Disposition der Ehegatten 

(ebenso BGH BeckRS 2020, 15779 Rn. 31). 

2.  Die vertragliche Dispositionsbefugnis der Ehegatten darf allerdings nicht dazu führen, 

dass dadurch der Schutzzweck der gesetzlichen Regelungen unterlaufen wird. Das wäre 

der Fall, wenn dadurch eine evident einseitige und durch die individuelle Gestaltung der 

ehelichen Lebensverhältnisse nicht gerechtfertigte Lastenverteilung entstünde, die hinzu-

nehmen für den belasteten Ehegatten - unter angemessener Berücksichtigung der Belange 

des anderen Ehegatten und seines Vertrauens in die Geltung der getroffenen Abrede - bei 

verständiger Würdigung des Wesens der Ehe unzumutbar erscheint (ebenso BGH 

BeckRS 2020, 15779 Rn. 31). 

3.  Die Belastungen des einen Ehegatten wiegen umso schwerer und die Belange des anderen 

Ehegatten bedürfen umso genauerer Prüfung, je unmittelbarer die vertragliche Abbedin-

gung gesetzlicher Regelungen in den Kernbereich des Scheidungsfolgenrechts eingreift. 

Das Verdikt der Sittenwidrigkeit wird dabei regelmäßig nur in Betracht kommen, wenn 

durch den Vertrag Regelungen aus dem Kernbereich des gesetzlichen Scheidungsfolgen-

rechts ganz oder jedenfalls zu erheblichen Teilen abbedungen werden, ohne dass dieser 

Nachteil für den anderen Ehegatten durch anderweitige Vorteile gemildert oder durch die 

besonderen Verhältnisse der Ehegatten, den von ihnen angestrebten oder gelebten Ehetyp 

oder durch sonstige gewichtige Belange des begünstigten Ehegatten gerechtfertigt wird 

(ebenso BGH BeckRS 2020, 15779 Rn. 31). 

4.  In subjektiver Hinsicht bedarf es für die Feststellung, eine Regelung aus dem Kernbe-

reich der Scheidungsfolgen sei nichtig, nicht der Ausnutzung der unterlegenen Ver-

handlungsposition eines Ehegatten. Insofern unterscheiden sich die Voraussetzungen 
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der Sittenwidrigkeit einer einzelnen Bestimmung aus dem Kernbereich der Schei-

dungsfolgen von den Anforderungen, die an die Sittenwidrigkeit aufgrund eines ins-

gesamt unausgewogenen Vertrags gestellt werden und bei denen außerhalb der Ver-

tragsurkunde liegende Umstände erforderlich sind, die für eine bewusst ausgenutzte 

unterlegene Verhandlungsposition sprechen (ebenso OLG Celle BeckRS 2018, 21383 

Rn. 40). 

5.  Der Ausschluss des Versorgungsausgleichs ist sittenwidrig, wenn sich ein Ehegatte, wie 

schon bei Vertragsschluss geplant oder verwirklicht, der Betreuung der gemeinsamen 

Kinder gewidmet und deshalb auf eine versorgungsbegründende Erwerbstätigkeit in der 

Ehe - weitgehend - verzichtet hat. In diesem Verzicht liegt ein Nachteil, den der Versor-

gungsausgleich gerade auf beide Ehegatten gleichmäßig verteilen will und der ohne 

Kompensation nicht einem Ehegatten allein angelastet werden kann, wenn die Ehe 

scheitert (ebenso BGH BeckRS 2014, 5166 Rn. 35). 

6.  Hat ein Ehegatte durch die Übernahme der Haushaltsführung Nachteile beim Aufbau 

einer eigenen Altersversorgung erlitten, und führt der Versorgungsausgleich zu einer 

Halbteilung der von den Ehegatten in der Ehezeit erworbenen Versorgungsanrechte, be-

steht auch im Hinblick auf die sog. Funktionsäquivalenz von Versorgungs- und Zuge-

winnausgleich kein Anlass für ein Hinübergreifen der Sittenwidrigkeit des Ausschlusses 

des Versorgungsausgleichs auf den Ausschluss des Zugewinnausgleichs, und zwar auch 

dann nicht, wenn die ehebedingten Versorgungsnachteile des haushaltsführenden Ehegat-

ten durch den Versorgungsausgleich nicht vollständig kompensiert werden konnten und 

der erwerbstätige Ehegatte in der Ehezeit zusätzlich zu seinen Versorgungsanrechten ein 

zur Altersversorgung geeignetes Privatvermögen aufgebaut hat. 

 

Fall:  

M und F haben im Dezember 1986 geheiratet; aus ihrer Ehe sind vier Kinder hervorge-

gangen (Geburtsjahre: 1989, 1990, 1992 und 1994). Die Eheleute lebten seit Januar 

2017 getrennt, der Scheidungsantrag der F wurde im Februar 2017 zugestellt.  

In dem zwischen den Eheleuten umstrittenen Ehe-, Erbverzichts- und Erbvertrag aus 

Nov. 1986 ist Gütertrennung vereinbart, der VA ausgeschlossen und Vereinbarung zum 

nachehelichen Unterhalt wie folgt (mit-)beurkundet: 

 

„Sofern die F nach einer Ehescheidung einen Unterhaltsanspruch gegen den M 

hat, wird dieser Anspruch der Höhe nach unter Anrechnung aller sonstigen Net-

toeinkünfte der F von den Vertragspartnern auf monatlich DM 2.500 (…) be-

grenzt und verzichtet die F hiermit unwiderruflich, und zwar auch für den Fall 

des Notbedarfs, auf die Fortzahlung des Unterhalts durch den M  

a) bei kinderlos gebliebener Ehe über den Zeitraum eines Jahres hinaus und,  

b) sofern Kinder aus der Ehe hervorgegangen sind, über den Zeitraum von drei 

Jahren hinaus, 

jeweils gerechnet vom Tage der Rechtskraft der Ehescheidung an“ 

 

Zudem hat F auf ihr Erb- und Pflichtteilsrecht am Nachlass des M verzichtet (§ 2346 

BGB). Für den Fall des Fortbestandes der Ehe vermacht M der F erbvertraglich bindend 

den ihm gehörenden Hausrat. Der Vertrag enthält zudem folgende salvatorische Klau-

sel:  

 

„Sollte eine dieser Vereinbarungen unwirksam sein oder werden, so sollen die 

übrigen Vereinbarungen dennoch wirksam bleiben“    
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Der vorehelich eingegangene Ehevertrag ist von dem Vater des M veranlasst, der ins-

besondere die Unternehmensübergabe (Autohaus etc. i.F. von GmbHs, KGs und diverse 

nicht betriebsgebundene Immobilien) an M vom Ehevertragsabschluss abhängig ge-

macht hatte. F ist promovierte Kinderärztin, die später als HNO-Assistenzärztin tätig 

war. Nach der Geburt der Kinder gab sie ihre Erwerbstätigkeit im Konsens mit M auf 

und übernahm deren Betreuung und den gesamten Haushalt etc. Drei der vier gemein-

samen Kinder sind hörbehindert und bedurften erhöhter Betreuung. 

F verfügt über Zinseinkünfte aus einem der Autohaus … GmbH gewährten, mit rund 

270.000 € valutierenden Darlehen iHv mtl. ca. 1.400 €; hinzu kommen - geringe - Ka-

pitalerträge aus Sparbüchern sowie Pachteinkünfte. Ferner ist F teilzeitbeschäftigt in 

einer privatärztlich geführten Praxis mit einem mtl. Bruttoeinkommen iHv 1.750 €. 

Ohne die Eheschließung hätte F eine medizinische Karriere aufgebaut. 

 

Lösung:  

Rechtsmittel der F hat teilweise Erfolg.  

Ausschluss des VA und die Unterhaltvereinbarung sind sittenwidrig nach § 138 Abs. 

1 BGB nichtig und unwirksam (also ein Fall der „Unwirksamkeit von Einzel-Klauseln“ 

und kein Fall der „Gesamtnichtigkeit aufgrund Gesamtschau“).  

Gütertrennung „für sich“ betrachtet wirksam und auch nicht im Wege der Ausübungs-

kontrolle über das Vehikel des „Hinübergreifens“ bei Funktionsäquivalenz zwischen 

Güterrecht und Versorgungsausgleich nach § 242 BGB anzupassen (Rn. 30). 

Zunächst prüft der Senat nach den Dispositionsformeln des BGH, wie sie aus LS 1 und 

2 (Dispositionsbefugnis) ergeben. Ein Fall nach der BGH-Formel: 

Sind die einzelnen Regelungen des Ehevertrages für sich genommen wirksam, 

so kann sich die Sittenwidrigkeit auch aus einer Gesamtwürdigung (= Gesamt-

schau) des Vertrages ergeben, wenn das Zusammenwirken aller ehevertragli-

chen Einzelregelungen erkennbar auf die einseitige Benachteiligung eines Ehe-

gatten abzielt und der andere Ehegatte insofern die unterlegene Verhandlungs-

position dieses Ehegatten ausgenutzt hat (vgl. BGH NJW 2013, 380 Rn. 22 ff. 

mwN).  

[aus dieser Formulierung schließt das OLG Celle letztlich (und später in der 

Entscheidung), dass der subjektive Maßstab mangelnder Vertragsparität nur iRd 

Gesamtschau gelten soll] 

soll hingegen nicht vorliegen. 

 

- Versorgungsausgleich 

VA = auch hier nach BGH-Formel: 

*** ist der Versorgungsausgleich dem Kernbereich der Scheidungsfolgen 

zugeordnet und steht als vorweggenommener Altersunterhalt einer ver-

traglichen Gestaltung nur begrenzt offen. So ist ein Ausschluss des Ver-

sorgungsausgleichs nach § 138 Abs. 1 BGB schon für sich genommen un-

wirksam, wenn er dazu führt, dass ein Ehegatte aufgrund des bereits beim 

Vertragsschluss geplanten Zuschnitts der Ehe über keine hinreichende Al-

terssicherung verfügt und dieses Ergebnis mit dem Gebot ehelicher Soli-

darität unvereinbar erscheint (BGH BeckRS 2020, 15779 Rn. 23 mwN). 
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Eine Sittenwidrigkeit liegt auch dann nahe, wenn sich ein Ehegatte, wie 

schon bei Vertragsschluss geplant oder verwirklicht, der Betreuung der 

gemeinsamen Kinder gewidmet und deshalb auf eine versorgungsbe-grün-

dende Erwerbstätigkeit in der Ehe - weitgehend - verzichtet hat. In diesem 

Verzicht liegt ein Nachteil, den der Versorgungsausgleich gerade auf 

beide Ehegatten gleichmäßig verteilen will und der ohne Kompensation 

nicht einem Ehegatten allein angelastet werden kann, wenn die Ehe schei-

tert (vgl. BGH NJW 2014, 1101 Rn. 20). 

Es liegt keine Sittenwidrigkeit zulasten der Grundsicherung (SGB XII) vor, sondern 

ein Fall der anfänglichen Typenverfehlung (Rn. 37 ff.). Das OLG Celle bleibt bei sei-

ner seltsamen Behauptung (NJW 2018, 3462 Rn. 56), junge -gebärfähige- Ehegatten 

bekommen nach der Lebenserfahrung (der Richter) Kinder, was iÜ auch die Differen-

zierung im nachehelichen Unterhalt zeigt (auch dies dürfte falsch sein, weil es sich um 

kautelarjuristische Vorsorge und nicht um konkrete Lebensplanung handelt). Es gibt im 

Bereich der Annahme der Sittenwidrigkeit einen Unterschied zwischen feststehendem 

Kinderwunsch bei Vertragsschluss und Vorsorge für den Fall, dass möglicherweise Kin-

der geboren werden, ohne dass dies bei Vertragsschluss beabsichtigt war. Erst Recht gilt 

dies für das Entstehen dauernder ehebedingter Versorgungsnachteile. Auch gibt es kein 

Indiz auf anfängliche Sittenwidrigkeit (= Zeitpunkt des Vertrags-schlusses), wenn spä-

ter vier anstelle eines Kindes geboren werden.  

Auch die Tatsache, dass aus der Ehe der Beteiligten vier Kinder hervor-

gegangenen sind, spricht indiziell für einen von Anfang an vorhandenen 

Kinderwunsch. (Rn. 37) – wieso eigentlich? 

Der Senat hält die dauernde Unterbrechung der Erwerbstätigkeit (und damit den Eintritt 

perpetuierter ehebedingter Versorgungsnachteile) der F -vollkommen inkonsequent ar-

gumentierend- für „vorhersehbar“ (Figur des sich anfänglich gewollt „plangemäß aus 

dem Erwerbsleben zurückziehenden Ehegatten“ nach BGH NJW 2018, 1015 Rn. 15). 

Tatsächlich werden Argumente aus der „Vorhersehbarkeit“ (= objektiv) als Folge des 

gewählten und gewollten Ehetypus mit solchen der „wirtschaftlichen Abhängigkeit“ (= 

subjektiv Seite der Sittenwidrigkeitsprüfung) vermischt.  

Der Senat behauptet -ohne erkennbare Begründung-, es müsse zur Abwendung anfäng-

licher Sittenwidrigkeit im Zeitpunkt des Vertragsschlusses konkret geplant sein, dass F 

zeitlich nur in dem Rahmen „aussetzen“ würde, der durch die damals geltende Rechts-

lage zur sog. Anrechnung von Kindererziehungszeiten auf die gesetzliche Rentenversi-

cherung abgedeckt war. (würde das stimmen kann dem mit Formular-ergänzung begeg-

net werden). Selbst das Einstellen einer Kinderfrau und au pair sprechen nach Auffas-

sung des OLG Celle für die anfängliche Annahme einer gewollten „Einverdienerehe“. 

Freiwillige Kompensationsleistungen (Beitragsleistungen in die Ärzteversorgung) 

sind nicht Bestandteil des Vertrages und bleiben daher unberücksichtigt (Rn. 40). 

In subjektiver Hinsicht -behauptet das OLG Celle Rn. 40 f.- bedürfe es für die Fest-

stellung, eine Regelung aus dem Kernbereich der Scheidungsfolgen sei nichtig, nicht 

der Ausnutzung der unterlegenen Verhandlungsposition eines Ehegatten. Insofern un-

terscheide sich die Voraussetzungen der Sittenwidrigkeit einer einzelnen Vertrags-

klausel aus dem Kernbereich der Scheidungsfolgen von den Anforderungen, die an die 

Sittenwidrigkeit aufgrund eines insgesamt unausgewogenen Vertrags gestellt werden 

und bei denen außerhalb der Vertragsurkunde liegende Umstände erforderlich sind, die 

für eine bewusst ausgenutzte unterlegene Verhandlungsposition sprechen (so bereits un-

ter Verweis auf den BGH, der das an der zitierten Stelle indes nicht gesagt hatte: OLG 

Celle NJW 2018, 3462 Rn. 25; OLG Schleswig, Beschl. v. 31.08.2020 – 15 UF 100/19 

n.v.).  



10 
 

Ganz anders das OLG Stuttgart BeckRS 2019, 45645 Rn. 40 ff.: 

„Ob hier auf der objektiven Seite durch eine Einzelprüfung der Verein-

barung zu jeder Scheidungsfolge im Rahmen der Kernbereichslehre oder 

zumindest bei Würdigung der objektiven Seite im Wege einer Gesamt-

schau der objektive Aspekt des Vertrags vom … zu beanstanden ist, kann 

dahin-gestellt bleiben. 

Denn weiterhin wäre erforderlich, dass auch die Überprüfung der subjek-

tiven Seite zu einer massiven Beanstandung des Vertrags führt. Hierbei ist 

zu berücksichtigen, dass eine etwaige einseitige Lastenverteilung aus ob-

jektiver Sicht allein noch nicht geeignet ist, eine tatsachliche Vermutung 

für die subjektive Seite der Sittenwidrigkeit zu begründen, da das Gesetz 

einen unverzichtbaren Mindestgehalt an Scheidungsfolgen zu Gunsten des 

berechtigten Ehegatten nicht kennt (BGH, FamRZ 2013, 195 Rn. 24; 

Breuers in: Herberger/Martinek/Rüßmann/Weth/Würdinger, jurisPK-

BGB, 8. Aufl. 2017, § 8 Rn. 42 f.). 

Dementsprechend müssen außerhalb der Vertragsurkunde verstärkende 

Umstände zu erkennen sein, die auf eine subjektive Imparität, insbeson-

dere in Folge der Ausnutzung einer Zwangslage, sozialer oder wirtschaft-

licher Abhängigkeit oder intellektueller Unterlegenheit, hindeuten können 

(BGH, FamRZ 2013, 195 Rn. 24).“ 

 

Die Ausführungen des OLG Stuttgart (Vorinstanz) sind -auch in diesem Punkt- durch 

den BGH in seiner Rechtsbeschwerdeentscheidung zitiert worden und unbeanstandet 

gebleiben: BGH FamRZ 2020, 1347 m.Anm. Bergschneider = ZNotP 2020, 311 = NJW 

2020, 3243 Rn. 10 f.: 

„Insoweit hat das OLG zur Begründung seiner Entscheidung ausgeführt, 

dass von einer Wirksamkeit des Vertrags zum Zeitpunkt seines Abschlus-

ses auszugehen sei. Ob der Vertrag auf der objektiven Seite – entweder 

infolge einer Prüfung der Einzelregelungen oder aufgrund einer Gesamt-

würdigung – zu beanstanden sei, könne dahinstehen. Denn zusätzlich 

müsse auch die Überprüfung der subjektiven Seite zu einer massiven Be-

anstandung des Vertrags führen. Eine objektiv einseitige Lastenverteilung 

allein sei noch nicht geeignet, eine tatsächliche Vermutung für die subjek-

tive Seite der Sittenwidrigkeit zu begründen.“ 

 

Weiter führt das OLG Celle im Ausgangsfall fort:  

“In die Beurteilung einzubeziehen sind aber die von den Ehegatten mit der 

Abrede verfolgten Zwecke und ihre Beweggründe, die zur Vereinbarung 

der Klausel geführt haben. Ergeben sich weder aus dem Ehevertrag, noch 

aus dem Zuschnitt der Ehe oder den Lebensverhältnissen der Ehegatten 

Umstände, aufgrund derer die einseitige, den Kernbereich der Schei-

dungs-folgen betreffende Lastenverteilung subjektiv anerkennenswert und 

gerechtfertigt erscheinen kann, so ist die Regelung sittenwidrig.“ 

Das Argument (berechtigtes Interesse) des „Unternehmensschutzes“ aus Bereich „Un-

ternehmerehevertrag“ rechtfertigt keinen Ausschluss des Versorgungsausgleichs.  

 

- nachehelicher Unterhalt 
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Die beschränkende Unterhaltsvereinbarung (gestaffelte zeitliche befristet und betrags-

mäßige der Höhe nach begrenzt = Höchstdauer von 3 Jahren und höchstens 2.500,-- 

DEM [ohne Wertsicherung] + volle Anrechnung) ist nach Auffassung des OLG Celle 

im Zusammenhang der Einzelklausel-Prüfung ebenfalls sittenwidrig und nichtig, ob-

wohl sie kein Totalausschluss darstellt: 

Der Senat prüft unter dem Gesichtspunkt der Auswirkungen auf kernbereichswirksamen 

Betreuungsunterhalt nach § 1570 BGB (a.F. und n.F.; Rn. 43 ff.); dabei soll die Ein-

schränkung der Erwerbstätigkeit der F bei Vertragsschluss „absehbar“ gewesen sein. 

Befristung auf drei Jahre soll auch nach Maßgabe des § 1570 BGB a.F. zu kurz, was 

sich allerdings nach der Literatur aus 1986 nicht bestätigen lässt. Auch t. soll die -nicht 

wertgesicherte- Höchstgrenze von 2.500,-- DEM ersichtlich nicht geeignet, die ehebe-

dingten Nachteile der Antragsgegnerin auszugleichen. Hierzu verweist der Senat zutref-

fend auf BGH NJW 2006, 3142 Rn. 29 f., verschweigt indes, dass der BGH die Einzel-

klauselprüfung zum nachehelichen Unterhalt als Ergebnis vertraglicher Disparität prüf. 

Richtig ist wiederum, dass der nicht wertgesicherte Höchstbetrag ungeeignet weit weg 

vom „angemessenen Bedarf“ ist.  

Der Wertung als objektiv sittenwidrig steht nach Auffassung des OLG Celle auch nicht 

entgegen, dass der nach dem bei Vertragsschluss erzielten Einkommen des M errechnete 

Unterhaltsanspruch der F betragsmäßig geringer gewesen wäre. Beide Beteiligte sollen 

nämlich ersichtlich davon ausgegangen sein, dass sich die Einkommensverhältnisse des 

M durch die Realisierung der geplanten Betriebsübernahme deutlich verbessern würden; 

diese Erwartung hat sich in der Folgezeit unstreitig auch erfüllt. 

Seltsamerweise prüft das OLG bei den su subjektiven Voraussetzungen der Sittenwid-

rigkeit, dass keine Kompensation vorliegt, was eher unter dem Gesichtspunkt der ein-

seitigen Belastung zu prüfen wäre.  

Schließlich rechnet das OLG negativ an, dass Unterhaltsansprüche des M gegen die F 

in der Unterhaltsvereinbarung in keiner Form beschränkt werden.  

Bezogen auf die verschiedenen Unterhaltstatbestände nach § 1570 ff. BGB verneint das 

OLG das Wirksamwerden der salvatorischen Klausel; vielmehr soll über § 139 BGB 

Gesamtnichtigkeit eintreten. M und F sollen ihre Vereinbarung zum nachehelichen Un-

terhalt als einheitliche Klausel gefasst haben, die nicht nach verschiedenen gesetzlichen 

Anspruchsgrundlagen differenziert. Eine geltungserhaltende Reduktion innerhalb einer 

einheitlichen Klausel ist in der von den Beteiligten vereinbarten salvatorischen Klausel 

nicht vorgesehen, so dass die aus der sittenwidrigen Begrenzung des Betreuungsunter-

halts resultierende Teilunwirksamkeit der Unterhaltsvereinbarung nach § 138 Abs. 1 

BGB zu deren Gesamtnichtigkeit führt. 

 

- Güterrecht 

Gütertrennung bleibt bei Einzel- und Gesamtbetrachtung bestehen:  

Zugewinnausgleich zählt nicht zum Kernbereich der Scheidungsfolgen („Kernbereichs-

ferne“).  

„Ehe-, Erb- und Pflichtteilsverzichtsvertrag im Ergebnis insgesamt und 

ausschließlich nachteilig für die Antragsgegnerin.“ (Rn. 50) ?? 

- ist aber nicht das Ergebnis einer Disparität bei Vertragsschluss. 

 

Behauptung der F, sie habe vor Unterzeichnung des Vertrags keinen Ent-

wurf und bei der Beurkundung kein Leseexemplar erhalten und sei durch 
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den Vertragsinhalt überrumpelt worden, sowie der unstreitige Vortrag, 

der Notar sei der „Hausnotar“ des Vaters des M gewesen und hätte diesen 

von Person gekannt, sind nicht geeignet, eine ungleiche Verhandlungspo-

sition zu begründen. Die Umstände unterscheiden sich hier auch auf 

Grundlage der Darstellung der Antragsgegnerin deutlich von den Um-

ständen, die dem vom BGH durch Beschluss vom 15. März 2017 entschie-

denen Fall zu Grunde lagen (vgl. BGH NZFam 2017, 408). Dort musste 

die Ehefrau die Beurkundung mit einem Säugling bewältigen; zudem ließ 

der geschäftserfahrene Ehemann gleichzeitig gesellschaftsrechtliche Vor-

gänge, an denen die (nicht geschäftserfahrene) Ehefrau nicht beteiligt 

war, beurkunden. 

Mit Blick auf die nichtigen Einzelklauseln zum VA und nachehelichen Unterhalt 

kommt nun doch wieder der „salvatorischen Klausel“ entscheidende Bedeutung zu 

(vgl. BGH NJW 2013, 457 Rn. 31mwN). 

- Funktionsäquivalenz 

Ausübungskontrolle (§ 242 BGB) der güterrechtlichen Vereinbarung führt nach dem 

Konzept der Funktionsäquivalenz von Versorgungs- und Zugewinnausgleich (vgl. ins-

besondere BGH NJW 2018, 2871; BGH NJW 2015, 52; BGH NJW 2013, 457) zu 

keiner Anpassung der wirksam vereinbarten Gütertrennung: 

- maßgeblicher Prüfungszeitpunkt - Scheiterns der Lebensgemeinschaft (Ehe) 

- keine geplante Doppelverdienerehe 

Das OLG Celle meint -ohne dass das zureichend geklärt ist-, dass eine Korrektur nach 

den Grundsätzen des Hinübergreifens bei Funktionsäquivalenz dann nicht in Betracht 

kommt, wenn erwerbstätige Ehegatte seine Altersvorsorge allein auf die Bildung von 

Privatvermögen gerichtet hat, das güterrechtlich nicht auszugleichen ist. 

 

 

 

3. KG: Anforderung an einen Ehevertrag für sog. „Bleiberechtsfälle“ – 

Eigenangaben und § 16 BeurkG – „modifizierte Zugewinngemein-

schaft“ geht immer! – Ausschluss des VA in guter Absicht – „Alters-

phasenmodell“ für den Betreuungsunterhalt ist angemessen! – 

Höchstsummen und Nachteilsausgleich 

 KG, Beschl. v. 19.07.2024 – 16 UF 39/22, BeckRS 2024, 23037. 

 Stichworte:   

- Inhaltskontrolle eines Ehevertrages der Kategorie „Bleiberechtsfälle“!  

- Bedeutung der Angaben zu § 16 BeurkG, 

- „modifizierte Zugewinngemeinschaft“ geht immer!  

- Ausschluss des VA in guter Absicht 

- „Altersphasenmodell“ für den Betreuungsunterhalt 

- Höchstsummen und Nachteilsausgleich 
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Normen: § 16 BeurkG; §§ 138, 1408 Abs. 1, 1410, 1585c, 1570, 1571 BGB §§ 6, 

7 VersAusglG 

Leitsatz (amtl.): 

 

2. Wenn der Beteiligte einer Beurkundungsverhandlung gegenüber dem beurkun-

denden Notar unzutreffende Angaben zu seinen Sprachkenntnissen macht, sich 

der Notar aufgrund dieser Angaben eine (möglicherweise unzutreffende) Überzeu-

gung von den Sprachkenntnissen des Beteiligten verschafft und der Beteiligte im 

Verlauf der Beurkundung auch nicht auf seine (angeblich) fehlenden bzw. unzu-

reichenden Sprachkenntnisse aufmerksam macht, muss der Beteiligte die vom beur-

kundenden Notar getroffenen, in der Urkunde vermerkten Feststellungen gegen sich 

gelten lassen mit der Folge, dass es ihm in einem nachfolgenden Rechtsstreit ver-

wehrt ist, aus diesem Umstand Bedenken in Bezug auf die Gültigkeit des notariell 

beurkundeten Ehevertrags herzuleiten (Bejahung der Kenntnis der thailändische 

Amtssprache, obwohl angeblich nur ein thailändischer Regionaldialekt beherrscht 

werden soll). 

 

3. Von einer Sittenwidrigkeit eines Ehevertrages kann im Allgemeinen nicht 

ausgegangen werden, wenn: 

a)  der vereinbarte modifizierte Zugewinnausgleich, wonach es bei einer Beendi-

gung der Ehe durch Tod eines Ehegatten bei den gesetzlichen Bestimmungen 

sein Bewenden haben soll, wohingegen im Scheidungsfall kein Zugewinnaus-

gleich erfolgen soll, dazu dient, im Scheidungsfall den Bestand des (kleinen) 

Unternehmens eines der beiden Ehegatten abzusichern, das für diesen Ehe-

gatten dessen Lebensgrundlage und alleinige Altersvorsorge darstellt und dessen 

Bestand deshalb nicht durch eventuelle Ausgleichszahlungen gefährdet werden 

soll; 

b) der vereinbarte Ausschluss des Versorgungsausgleichs aufgrund der konkreten 

Umstände des Einzelfalles ausschließlich dem wirtschaftlich schwächeren Ehe-

gatten zugutekommt, weil der andere, als Unternehmer selbständig erwerbstätige 

Ehegatte keinerlei spezifische Altersvorsorge betrieben hat und dies auch künftig 

nicht beabsichtigt, wohingegen der wirtschaftlich schwächere Ehegatte aufgrund 

einer abhängigen Erwerbstätigkeit bzw. aufgrund der Betreuung eventueller, aus 

der Ehe hervorgehender Kinder Versorgungsanrechte in der gesetzlichen Ren-

tenversicherung erwerben soll (und auch tatsächlich erworben hat), die ihm im 

Scheidungsfall auf diese Weise ungeschmälert erhalten bleiben; 

c) der vereinbarte Ausschluss nachehelicher Unterhaltsansprüche die Unterhalts-

ansprüche wegen Kinderbetreuung und wegen Alters nach §§ 1570, 1571 

BGB und damit solche Unterhaltsansprüche vom vereinbarten nachehelichen 

Unterhaltsverzicht ausnimmt, die nach der Kernbereichslehre des Bundesge-

richtshofs an erster und zweiter Stelle rangieren. Dass die vom Unterhaltsaus-

schluss ausgenommenen Unterhaltsansprüche im Hinblick auf Höhe und Dauer 

beschränkt werden, ist unschädlich, wenn die Beschränkung insgesamt maß-

voll ausfällt und sich an den „Eckwerten“ des früheren, bis zur Unterhaltsrechts-

reform üblichen „Altersphasenmodells“ orientiert; 
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Muster: 

 

I. 

Vorbemerkung: 

(1) Wir beabsichtigen, am *** 2024 vor dem Standesbeamten des Standesamtes in *** die Ehe 

miteinander zu schließen.     

(2) Wir haben beide ausschließlich die deutsche Staatsangehörigkeit und werden zum Zeit-

punkt unserer Eheschließung unseren gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalt in *** ha-

ben, wo wir unseren gewöhnlichen Aufenthalt auch derzeit innehaben.   

(3) Wir haben bisher einen Ehevertrag nicht abgeschlossen.  

(4) Aus unserem Zusammenleben ist bisher ein Kind hervorgegangen, nämlich unsere am 4. 

** 2023 geborene Tochter T. 

 Herr M hat zudem aus erster Ehe zwei Kinder, nämlich  

a) ***, geboren am *** 2011 und  

b) ***, geboren am *** 2014,   

denen gegenüber er unterhaltspflichtig ist.  

 (5) Herr M ist als Senior Partner in *** in Vollzeit erwerbstätig.   

 Frau F ist als Associate Partner ebenfalls in *** in Teilzeit erwerbstätig.   

 Herr M und Frau F werden in der Ehezeit voraussichtlich beide Anrechte in der gesetzli-

chen Rentenversicherung und betriebliche Anrechte nach dem BetrAVG erwerben. Zudem 

betreiben sie private Altersvorsorge, insbesondere auch durch privaten Vermögensaufbau.  

(6) Beide künftigen Ehegatten stellen derzeit ihren Unterhalt nachhaltig durch eigene Er-

werbseinkünfte -in unterschiedlicher Höhe- sicher; sie verfügen im Übrigen über die glei-

che berufliche Qualifikation.  

 Beide künftigen Eheleute beabsichtigen auch während ihrer Ehe - unter Berücksichtigung 

der Belange gemeinsamer Kinder und ihrer künftigen Entscheidungen zur Verteilung der 

Erwerbs- und Familienarbeit - ihre jeweilige Erwerbstätigkeit aufrecht zu erhalten bzw. 

nach familienbedingter Unterbrechung wieder aufzunehmen und fortzuführen. Vor dem 

Hintergrund ihrer äquivalenten beruflichen Ausbildung und Qualifikation beabsichtigen 

beide Ehegatten ihre berufliche Laufbahn als *** zu festigen und auszubauen. Beide künf-

tigen Ehegatten schließen es dennoch nicht aus, dass die Ehe über einen familienbedingten 

Zeitraum als sog. „Einverdiener-Ehe“ geführt wird. 

(7) Herr M und Frau F wollen durch den nachstehenden Ehevertrag den Güterstand der Zu-

gewinngemeinschaft für ihre künftige Ehe modifizieren, den Versorgungsausgleich aus-

schließen sowie Regelungen zum nachehelichen Unterhalt treffen.   

(8) Beide Beteiligten erklärten auf der Grundlage ihrer gemeinsamen Ehevorstellungen, näm-

lich von einer grundsätzlich gewünschten partnerschaftlichen Doppelverdienerehe mit 

Kind, dass das Zustandekommen dieses Ehevertrages nicht auf ungleichen Verhandlungs-

positionen beruht, insbesondere schließt jeder Beteiligte für sich das Bestehen einer Dis-

parität bei Vertragsschluss aus. Das Eingehen der Ehe ist in keiner Weise vom Zustande-

kommen dieses Ehevertrages abhängig und das Ergebnis des Aushandelns der einzelnen 

Klauseln auf „Augenhöhe“. Die nachfolgenden Bestimmungen haben jederzeit und in vol-

lem Umfang zur Disposition beider Beteiligten gestanden und wurden ausführlich erörtert. 

Entwürfe wurden den Beteiligten durch den Notar zugesandt.  

 Beide Beteiligten stellen klar, dass trotz des geplanten Ehetypus einer partnerschaftlichen 

Doppelverdienerehe rollenbedingte Nachteile in der Erwerbsbiographie der Frau F auf-

grund der Betreuungsbelange des gemeinsamen Kindes T entstehen werden und ggf. ver-

bleiben.  

(9) Die derzeitigen Vermögensverhältnisse und die Anwartschaften zur Altersvorsorge des je-

weils anderen Ehegatten sind einem jeden von uns bekannt und wurden jeweils offengelegt.  

II. 
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Wir schließen folgenden  

Ehevertrag: 

 

§ 1 

Modifizierte Zugewinngemeinschaft 

(1) Der gesetzliche Güterstand der Zugewinngemeinschaft soll für unsere Ehe mit folgender 

Abweichung gelten: 

(2) Wird der Güterstand der Zugewinngemeinschaft auf andere Weise als durch den Tod eines 

von uns beendet, wird insbesondere unsere Ehe geschieden oder der vorzeitige Zugewinn-

ausgleich bzw. die vorzeitige Aufhebung der Zugewinngemeinschaft verlangt, nicht jedoch 

für den Fall der Beendigung des Güterstandes der Zugewinngemeinschaft durch Ehever-

trag, sollen die nachfolgenden Vermögensgegenstände 

-zusammenfassend “herausgenommenes Vermögen“ oder  

„herausgenommene Vermögensgegenstände“ genannt - 

 bei der Ermittlung des Zugewinns eines jeden Ehegatten vollständig außer Betracht blei-

ben, also weder in dessen Anfangs- noch Endvermögen berücksichtigt werden: 

 - dasjenige Vermögen nach Abzug von Verbindlichkeiten, das jedem der Ehegatten bei 

Eintritt des Güterstandes als Anfangsvermögen i.S.d. § 1374 Abs. 1 BGB gehörte, 

 - dasjenige Vermögen, die ein Ehegatte i.S.d. § 1374 Abs. 2 BGB nach Eintritt des Gü-

terstandes von Todes wegen oder mit Rücksicht auf ein künftiges Erbrecht oder durch 

Schenkung oder als Ausstattung zu Eigentum bzw. Inhaberschaft erwirbt,  

 - diejenigen Vermögensgegenstände***. 

 - die von jedem der Ehegatte jetzt und in der Zukunft gehaltenen Anteile an der *** der-

zeit die Anteile des Herrn M (Senior-Partnerschaft), und alle damit zusammenhängen-

den Rechte und Verpflichtungen. 

(3) Bei der Ermittlung des Anfangs- und Endvermögens ist herausgenommenes Vermögen 

auch dann nicht anzusetzen, wenn sich dessen Wertentwicklung, gleichviel aus welchem 

Grund, bis zum Endvermögensstichtag bzw. bis zur Beendigung des Güterstandes vermin-

dert oder erhöht; ein herausgenommener Vermögensgegenstand soll auch dann nicht an-

gesetzt werden, wenn dessen Wert, gleichviel aus welchem Grund und unabhängig von der 

anzuwendenden Bewertungsmethode, zum Zeitpunkt der Ermittlung des Anfangs- und/oder 

Endvermögens negativ ist. Klargestellt wird, dass auch sämtliche mit den herausgenom-

menen Vermögensgegenständen im Zusammenhang stehenden Verbindlichkeiten bei der 

Ermittlung des Zugewinns nicht zu berücksichtigen sind. 

(4) Bei der Ermittlung des jeweiligen Zugewinns sollen ferner in gleicher Weise alle Vermö-

gensgegenstände und Rechte außer Betracht bleiben, die als Surrogate der herausgenom-

menen Vermögensgegenstände angesehen werden können. Dies gilt insbesondere für 

Rechte, die als Ersatz für die Zerstörung, Beschädigung oder Entziehung geleistet werden 

oder die ansonsten durch ein Rechtsgeschäft erworben werden, das sich auf herausgenom-

mene Vermögensgegenstände bezieht. Umfasst ist insbesondere ein endgültig erzielter Er-

lös aus der rechtsgeschäftlichen Veräußerung herausgenommener Vermögensgegen-

stände.  

 Werden Ersatzvermögensgegenstände lediglich teilweise durch Vermögen angeschafft, das 

von der Ausgleichsrechnung nach dieser Urkunde ausgenommen ist, bleiben sie mit dem 

Anteil unberücksichtigt, der für die Anschaffung/Erwerb aus herausgenommenem Vermö-

gen verwendet wird.  

 Es ist im Zweifel allein Angelegenheit desjenigen Ehegatten, der sich auf Gegenstände des 

Surrogatvermögens beruft, die Zugehörigkeit eines Ersatzgegenstandes zu dem herausge-

nommenen Vermögen darzulegen und zu beweisen. 

(5) Aufwendungen bzw. Verwendungen eines jeden der beiden Ehegatten aus seinem, grund-

sätzlich dem Zugewinnausgleich unterliegenden Vermögen, die zugunsten seines heraus-

genommenen Vermögens erfolgen, werden nur dann mit ihrem Wert zum Zeitpunkt der 
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Vornahme der Aufwendung bzw. Verwendung seinem Endvermögen hinzugerechnet, wenn 

diese innerhalb von drei Jahren vor Rechtshängigkeit des Scheidungsantrags erfolgen. In 

einem solchen Fall unterliegen derartige Aufwendungen, um den Geldwertverfall berich-

tigt, der Berechnung des Zugewinnausgleichs. Zu Verwendungen und Aufwendungen in 

diesem Sinne gehören auch solche, die für die Tilgung und Verzinsung von Verbindlichkei-

ten verwandt werden, die ausgleichsfreies Vermögen betreffen.  

(6) Aufwendungen bzw. Verwendungen eines jeden der Ehegatten auf herausgenommenes Ver-

mögen des jeweils anderen Ehegatten, sind diesem im Zweifel darlehensweise zur Verfü-

gung gestellt. Für ein solches Darlehen gelten die Vereinbarungen bei Hingabe der Dar-

lehenssumme, ersatzweise wird das Darlehen zur Rückzahlung fällig mit der Veräußerung 

des ausgleichsfreien Vermögensgegenstandes, spätestens jedoch mit Rechtshängigkeit des 

Scheidungsantrags. Bis zur Fälligkeit ist das Darlehen nicht zu tilgen und unverzinslich. 

Sicherheiten bzw. eine Sicherstellung können nicht verlangt werden. Erfolgen Aufwendun-

gen bzw. Verwendungen aus dem Anfangsvermögen, gilt sowohl der Rückzahlungsan-

spruch als auch der zurückgezahlte Betrag einschließlich Zinsen als auf den Hingabezeit-

punkt zu indizierendes Anfangsvermögen. 

(7) Zur Befriedigung einer sich etwa ergebenden Zugewinnausgleichsforderung oder anderer 

vermögensrechtlicher Ansprüche der Ehegatten untereinander gilt das jeweils herausge-

nommene Vermögen im Sinne von § 1378 Abs. 2 BGB als vorhandenes Vermögen. Soweit 

einer der Ehegatten gegen den anderen bei Beendigung des Güterstandes Zugewinnaus-

gleich beanspruchen kann, ist die Zwangsvollstreckung wegen der Beitreibung der Aus-

gleichsforderung in die nach dieser Urkunde herausgenommenen Vermögensgegenstände 

erst dann und nur insoweit zulässig, als die Vollstreckung in ausgleichspflichtiges Vermö-

gen nicht zum Erfolg geführt hat oder unzumutbar ist.  

(8) Sämtliche Gegenstände des herausgenommenen Vermögens einschließlich sämtlicher an 

ihre Stelle tretenden Surrogatgegenstände und alle Erträge hieraus sollen der Verfügungs-

beschränkung des § 1365 BGB nicht unterliegen.  

(9) Der Notar hat den Beteiligten nachdrücklich empfohlen, unabhängig von Auskunfts- und 

Belegpflichten, das nach diesem Vertrag herausgenommene Vermögen stets getrennt von 

dem übrigen Vermögen zu verwalten und insbesondere alle relevanten Aufwendungs-, Ver-

wendungs- und Surrogationsfälle eindeutig und nachvollziehbar zu dokumentieren.   

(10) Ein Ehegatte ist insoweit nicht verpflichtet, seinen Zugewinn auszugleichen, als er auf der 

Grundlage einer Berechnung des Zugewinnausgleichs nach Maßgabe des Gesetzes, d.h. 

unter Einbeziehung des herausgenommenen Vermögens seines Ehegatten, nicht zur Aus-

gleichung verpflichtet wäre (Vergleichsberechnung). 

(11) Im Übrigen sollen für unsere Ehe die Vorschriften über den Güterstand der Zugewinnge-

meinschaft nach den Vorschriften der §§ 1363 ff. BGB gelten. 

 Der Notar hat uns eingehend über die Bedeutung des Güterstandes der Zugewinngemein-

schaft und die in diesem Ehevertrag vereinbarten Abweichungen von den gesetzlichen Vor-

schriften zur Ausgleichsberechnung und die damit verbundenen Folgen belehrt. Er hat uns 

insbesondere darauf hingewiesen, dass durch die vereinbarte Modifikation für einen der 

Ehegatten erhebliche Nachteile entstehen können.  

§ 2 

Ausschluss des Versorgungsausgleiches 

(1) Der Versorgungsausgleich nach § 1587 BGB iVm. §§ 1 ff. VersAusglG soll im Fall der 

Scheidung unserer Ehe vollständig und in jeder Richtung ausgeschlossen sein. Die Ehe-

gatten verzichten somit beiderseits auf die Geltendmachung von Ansprüchen auf Wertaus-

gleich jeglicher Art in Bezug auf alle Anrechte. Die Ehegatten nehmen den vorstehenden 

Ausschluss hiermit wechselseitig an. Ein jeder von ihnen ist nach eigenem Bekunden in der 

Lage, für sein Alter selbst vorzusorgen; ehebedingte Nachteile in der Versorgungsbiogra-

phie entstehen unter Berücksichtigung des geplanten Ehetypus nicht oder sind wegen der 

Rentenferne der Beteiligten aufholbar.   

(2)  Der Notar hat uns über die Bedeutung des Versorgungsausgleichs, den Ausgleichswert von 

Anrechten und die Tragweite des Ausschlusses der Teilung von Anrechten einschließlich 
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der Folgen eines solchen Ausschlusses für die soziale, insb. die Alterssicherung nach einer 

Scheidung belehrt. Es ist uns bekannt, dass bei Wirksamkeit des vorstehend vereinbarten 

Ausschlusses, die insoweit erworbenen Ehezeitanteile von Anrechten, also Anwartschaften 

auf zukünftige oder bereits laufende Versorgungen nicht zwischen uns aufgeteilt oder ver-

rechnet werden. 

(3) Der Notar hat uns ferner darauf hingewiesen, dass der vorstehend vereinbarte Ausschluss 

des Versorgungsausgleichs, sofern er Dritte benachteiligt, nichtig oder im Einzelfall ein 

Berufen auf diesen Ausschluss unzulässig sein kann. Zudem unterliegen die Vereinbarun-

gen zum Versorgungsausgleich, Teile davon und im Wege einer Gesamtschau auch andere 

Regelungen dieses Vertrages bei Scheidung unserer Ehe der richterlichen Inhaltskontrolle 

und ggfls. auch der Anpassung. 

 

§ 3 

Nachehelicher Unterhalt 

(1) Wir vereinbaren für den Fall der Scheidung unserer zukünftigen Ehe den gegenseitigen 

und vollständigen Verzicht auf die Gewährung jeglichen nachehelichen Unterhalts nach 

allen gesetzlichen Unterhaltstatbeständen und auch in unvorhersehbaren oder außerge-

wöhnlichen Fällen oder Umständen, soweit im nachstehenden Abs. (2) ff.  nicht ausdrück-

lich etwas anderes vereinbart ist. Wir nehmen den vorstehend erklärten Verzicht hiermit 

wechselseitig an.  

(2) Von dem nach Abs. (1) vereinbarten Unterhaltsverzicht nicht erfasst sind ausschließlich 

der Betreuungsunterhalt nach § 1570 BGB nach Maßgabe der Vereinbarungen in Abs. (3) 

sowie der Unterhalt wegen Krankheit oder Gebrechens bzw. Alters nach § 1572 Nrn. 1 bis 

3 BGB bzw. § 1571 Nrn. 1 bis 3 BGB (ohne Anknüpfung an § 1573 BGB) zu den dort 

genannten Einsatzzeitpunkten und bleibt daher vorbehalten. Die Dauer und die Höhe eines 

etwa geschuldeten Kranken- bzw. Altersunterhaltes sind nach den gesetzlichen Maßgaben 

festzustellen.  

(3) Für den Betreuungsunterhalt nach § 1570 BGB gilt folgendes:  

 a) Soweit Betreuungsunterhalt nach den gesetzlichen Vorschriften zu gewähren ist, ist die-

ser in voller Höhe unter Berücksichtigung der Billigkeit und der Belange gemeinsamer 

Kinder, der Ehedauer, der Gestaltung der Kinderbetreuung und der Erwerbstätigkeit 

des betreuenden Elternteils nach dem Maß der ehelichen Lebensverhältnisse bis zur 

Vollendung des 5. Lebensjahres des Kindes zu zahlen, und zwar ausdrücklich ohne Ein-

greifen einer Erwerbsobliegenheit des betreuenden Elternteils.  

 b) Nach Vollendung des 5. Lebensjahres bis zur Vollendung des 10. Lebensjahres des Kin-

des vereinbaren wir für die rechnerische Bestimmung nachehelichen Unterhalts 60% -

sechzig vom Hundert- des Maßes der ehelichen Lebensverhältnisse als Bedarfsober-

grenze.  

 c) Nach Vollendung des 10. Lebensjahres bis zur Vollendung des 15. Lebensjahres des 

Kindes vereinbaren wir für die rechnerische Bestimmung nachehelichen Unterhalts 

40% -vierzig vom Hundert- des Maßes der ehelichen Lebensverhältnisse als Bedarfs-

obergrenze.  

 d) Ab dem 15. Lebensjahr des Kindes trifft den Unterhaltsberechtigten eine Erwerbsoblie-

genheit zur vollschichtigen Tätigkeit. Auf nachehelichen Unterhalt ab diesem Zeitpunkt 

wird verzichtet.  

 e) Betreut der berechtigte Ehegatte mehr als ein gemeinsames Kind, gelten die Regelungen 

nach Ziff. 1 bis 4 jeweils in Bezug auf das jüngste unserer Kinder.  

 f) Unterhaltsrelevante eigene Einkünfte hat sich der Unterhaltsberechtigte anrechnen zu 

lassen; Einkünfte aus überobligatorischer Erwerbstätigkeit hat sich der Unterhaltsbe-

rechtigte nicht anrechnen zu lassen.  

 g) Als Inhalt unseres elterlichen Erziehungs- und Betreuungskonzepts vereinbaren wir, 

dass es der Billigkeit und den Belangen gemeinsamer Kinder nicht entspricht, den be-
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treuenden Ehegatten auf die Inanspruchnahme bestehender Fremdbetreuungsmöglich-

keiten bis zur Vollendung des 5. Lebensjahres unseres jüngsten Kindes zu verweisen. 

Freiwillige Inanspruchnahme bleibt unberührt.  

 h) § 239 FamFG und § 313 BGB bleiben unberührt. 

 Diese Unterhaltsvereinbarung, die die Dauer der Unterhaltsgewährung, der Bestimmung 

des Bedarfs und das Eingreifen von Erwerbsobliegenheiten selbstständig festlegt, führt 

nach dem Willen der Beteiligten nicht zu einer Umkehr der Darlegungs- und Beweislast. 

(4) Die Ehegatten verzichten unabhängig von der Wirksamkeit oder Durchsetzbarkeit der vor-

stehenden Vereinbarung wechselseitig auf jegliche Art eines Aufstockungsunterhalts, und 

zwar auch für den Fall, dass dieser gleichzeitig mit Betreuungsunterhalt zu gewähren wäre.  

(5) Der Notar hat uns über die Folgen der Unterhaltsvereinbarung eingehend belehrt. Uns ist 

bekannt, dass  

 - im Falle der Scheidung unserer Ehe der Grundsatz der Eigenverantwortung und Un-

terhaltsgewährung nach Leistungsfähigkeit gilt, 

 - die vorliegende Unterhaltsvereinbarung nicht nur Verzichtscharakter hat, sondern auch 

zu einer Ausdehnung der Unterhaltsgewährung führen kann, 

 - bei Vorhandensein mehrerer Unterhaltsberechtigter und für den Fall, dass der Unter-

haltsverpflichtete außerstande ist, allen den vollen Unterhalt zu gewähren, insbeson-

dere seine minderjährigen Kinder oder diese betreuende Elternteile bevorrechtigt sind 

(§ 1609 BGB). 

 Der Notar hat uns ferner darauf hingewiesen, dass ein vorstehend vereinbarter Verzicht, 

sofern er Dritte benachteiligt, nichtig oder im Einzelfall ein Berufen auf Verzichte unzuläs-

sig sein kann. Zudem können die Unterhaltsvereinbarung, Teile davon und im Wege einer 

Gesamtschau auch andere Regelungen dieses Vertrages der richterlichen Inhaltskontrolle 

und Anpassung unterliegen. 

§ 4 

Allgemeine Bestimmungen 

(1) Sollten einzelne Bestimmungen dieses Ehevertrages rechtsunwirksam sein oder werden, so 

wird dadurch die Gültigkeit aller übrigen Bestimmungen nicht berührt. Anstelle der un-

wirksamen Bestimmung soll eine andere vereinbart werden, die unter Berücksichtigung 

des im Übrigen unveränderten Vertragsinhalts der ursprünglich beabsichtigten Regelung 

in rechtlich zulässiger Weise am nächsten kommt. Die Beteiligten sind verpflichtet, am Zu-

standekommen einer solchen Ersatzbestimmung mitzuwirken.  

(2) Der Notar hat uns über die Vorschriften belehrt, nach denen dieser Ehevertrag aufgehoben 

oder geändert werden kann. Ein einseitiges Rücktrittsrecht von diesem Vertrag behalten 

wir uns nicht vor.  

(3) Weitere Bestimmungen wollen wir zurzeit nicht treffen, insbesondere nicht zum Erb- und 

Pflichtteilsrecht und zwar auch nicht in Bezug auf das vom Zugewinnausgleich herausge-

nommene Vermögen.   

(4) Wir nehmen alle in dieser Urkunde abgegebenen Erklärungen hiermit wechselseitig an. 

(5) Die mit dieser Urkunde verbundenen Kosten tragen wir.  

(6) Wir erbitten je eine Ausfertigung dieser Urkunde an uns. 

 
 

 

 

4. OLG Karlsruhe: Versorgungsausgleich – späte (unbillige und treu-

widrige) Ausübung des Kapitalwahlrechtes – Ausübung versiche-

rungsrechtlicher Gestaltungsrechte 
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 OLG Karlsruhe Beschl. v. 15.02.2024 – 18 UF 82/23, BeckRS 2024, 3971 = NZFam 

2024, 560 (Karl-Heinz Kirchmeier) = NJW-Spezial 2024, 422 (Martin Haußleiter) 

 Normen:  §§ 6, 7 Abs. 1, 27 VersAusglG  

amtl. Leitsatz: 

 

1. Entzieht ein Ehegatte ein von ihm zum Zweck der Alterssicherung erworbenes An-

recht durch Ausübung des Kapitalwahlrechts dem Versorgungsausgleich und 

wird dieser Entzug nicht dadurch kompensiert, dass der andere Ehegatte über ein 

anderes Ausgleichssystem an dem Vermögenswert teilhaben kann, verschiebt sich 

die Verteilungsgerechtigkeit unter den Ehegatten und entfällt in demselben 

Umfang die Grundlage dafür, in umgekehrter Richtung an Anrechten des an-

deren Ehegatten teilzuhaben. (Rn. 29). 

2. Unbillig und treuwidrig ist es in dem Fall nicht, das eigene Anrecht dem Versor-

gungsausgleich entzogen zu haben, jedoch die damit verbundene Erwartung, 

gleichwohl in unverminderter Höhe an den Anrechten des anderen Ehegatten teilzu-

haben. (Rn. 44). 

 

LS Beck-online-Redaktion: 

1. Es entspricht dem Leitgedanken des Halbteilungsgrundsatzes, dass beide Ehe-

leute gleichermaßen an dem in der Ehe erworbenen Versorgungsvermögen teilha-

ben sollen. Die Leistungen, die von den Ehegatten iRd ehelichen Rollenverteilung 

erbracht werden, sind als grundsätzlich gleichwertig anzusehen. Der Versorgungs-

ausgleich dient insoweit der Aufteilung von gemeinsam erwirtschaftetem Altersvor-

sorgevermögen der Eheleute. (Rn. 27). 

2. In diesem Zusammenhang erfüllt die Härteklausel des § 27 VersAusglG die 

Funktion eines Gerechtigkeitskorrektivs. Sie soll als Ausnahmeregelung eine am 

Gerechtigkeitsgedanken orientierte Entscheidung in solchen Fällen ermöglichen, in 

denen die schematische Durchführung des Versorgungsausgleichs zur "Prämie-

rung" einer groben Verletzung der aus der ehelichen Gemeinschaft folgenden 

Pflichten führen oder gegen die tragenden Prinzipien des Versorgungsausgleichs 

verstoßen würde. (Rn. 27). 

 

 

Fall: 

Mit Verbundbeschluss des FamG aus 2023 wurde die 2003 geschlossene Ehe der M und 

F geschieden und der VA durchgeführt. Mit notariellem Ehevertrag aus 2020 war 

Gütertrennung vereinbart worden. Die Vereinbarung eines von M im Herbst 2021 an-

geregten Verzichts auf den Versorgungsausgleich hatte F abgelehnt.  

M verfügt über ein Anrecht A1 mit einem Ehezeitanteil von 2.034,76 € monatlich, wel-

ches das Gericht im Wege der internen Teilung durch Übertragung eines Ausgleichs-

werts in Höhe von 1.017,38 € monatlich (korrespondierender Kapitalwert: 171.167,01 

€) ausgeglichen hat. M hat zudem ein Anrecht bei der KZVK. Diesbezüglich hat das 
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FamG entschieden, dass ein Wertausgleich bei der Scheidung nicht stattfindet und Aus-

gleichsansprüche nach der Scheidung vorbehalten bleiben. Darüber hinaus verfügte M 

über zwei Rentenversicherungsverträge mit Kapitalwahlrecht (... PrivatRente 1 u. 

2 ...), die das FamG nicht in den Versorgungsausgleich einbezogen hat, weil die Versi-

cherungsverträge in 10.2021 gekündigt wurden/abgelaufen sind. Aus den Verträgen 

wurden M (nach Vereinbarung der Gütertrennung) 151.435,13 € und 82.444,51 € aus-

bezahlt. 

F verfügt über zwei Anrechte mit einem Ausgleichswert iHv 3.813,24 € und 3.239,47 

€. Zudem hat F ein Anrecht bei der A-versorgung mit einem korrespondierenden Kapi-

talwert des Ausgleichswertes iHv 21.606,18 €. Schließlich verfügt F über ein Anrecht 

bei der B mit einem korrespondierenden Kapitalwert des Ausgleichswertes iHv 

127.059,16 €. 

Lösung: 

Das AG und das OLG haben den Versorgungsausgleich gemäß § 27 VersAusglG be-

schränkt und von einem Ausgleich der Anrechte der F ...versicherung und der ...versor-

gung abgesehen sowie das Anrecht der F bei der ... im Wege der internen Teilung durch 

Übertragung eines Anrechts in Höhe von lediglich 230,49 € monatlich ausgeglichen. 

In der Sache war der VA gemäß § 27 VersAusglG zu beschränken und insoweit von 

einem Ausgleich der Anrechte der F abzusehen, als ihr im Rahmen der Durchführung 

des Versorgungsausgleichs aus den Rentenversicherungen des M bei der ... Lebensver-

sicherungs AG Anrechtsanteile zu übertragen gewesen wären, wenn diese nicht durch 

Ausübung des Kapitalwahlrechts dem Versorgungsausgleich entzogen worden wä-

ren. 

Nach der in § 27 VersAusglG normierten Härtefallklausel findet der Versorgungsaus-

gleich ausnahmsweise nicht statt, soweit er grob unbillig wäre. Dies ist nur der Fall, 

wenn die gesamten Umstände des Einzelfalls es rechtfertigen, von der Halbteilung ab-

zuweichen. Es entspricht dabei dem Leitgedanken des Halbteilungsgrundsatzes (§ 1 

Abs. 1 VersAusglG), dass beide Eheleute gleichermaßen an dem in der Ehe erworbe-

nen Versorgungsvermögen teilhaben sollen. Die Leistungen, die von den Ehegatten im 

Rahmen der ehelichen Rollenverteilung erbracht werden, sind als grundsätzlich gleich-

wertig anzusehen. Der Versorgungsausgleich dient insoweit der Aufteilung von ge-

meinsam erwirtschaftetem Altersvorsorgevermögen der Eheleute. In diesem Zusam-

menhang erfüllt die Härteklausel des § 27 VersAusglG die Funktion eines Gerechtig-

keitskorrektivs. Sie soll als Ausnahmeregelung eine am Gerechtigkeitsgedanken ori-

entierte Entscheidung in solchen Fällen ermöglichen, in denen die schematische 

Durchführung des Versorgungsausgleichs zur „Prämierung“ einer groben Verletzung 

der aus der ehelichen Gemeinschaft folgenden Pflichten führen oder gegen die tragen-

den Prinzipien des Versorgungsausgleichs verstoßen würde. 

Vom Halbteilungsgrundsatz im Versorgungsausgleich kann deshalb nur abgewichen 

werden, wenn im Einzelfall unter Abwägung aller Umstände der schematische Aus-

gleich dem Grundgedanken des Versorgungsausgleichs, nämlich eine dauerhaft gleich-

wertige Teilhabe beider Ehegatten an den in der Ehezeit insgesamt erworbenen Versor-

gungsanrechten zu gewährleisten, dem Gerechtigkeitsgedanken in unerträglicher Weise 

widersprechen würde. Insbesondere kann der volle Ausgleich der von einem Ehe-

gatten erworbenen Anrechte den tragenden Prinzipien des Versorgungsausgleichs 
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dann grob unbillig widersprechen, wenn der andere Ehegatte Anrechte durch Aus-

übung des Kapitalwahlrechts und erfolgte Auszahlung des Abfindungsbetrages 

dem Versorgungsausgleich entzogen hat und ein güterrechtlicher Ausgleich wegen 

der zwischen den Eheleuten ehevertraglich vereinbarten Gütertrennung ausge-

schlossen ist.  

Ist nach Ausübung des Kapitalwahlrechtes der güterrechtliche Ausgleich nicht möglich, 

verschiebt sich die Verteilungsgerechtigkeit unter den Ehegatten und entfällt in demsel-

ben Umfang die Grundlage dafür, in umgekehrter Richtung an Anrechten des anderen 

Ehegatten teilzuhaben (BGH NJW 2016, 3722; BGH NJW 2016, 3722; OLG Frankfurt 

FamRZ 2023, 1361).  

Das dem Versorgungsausgleich entzogene Versorgungsanrecht kann auch noch nach 

seiner Kapitalisierung – entsprechend seiner ursprünglichen Bestimmung – weiterhin 

für die Altersvorsorge eingesetzt werden. Nähme der Ehegatte, der in einer solchen 

Konstellation den Wert seines Versorgungsanrechts jedem Ausgleich entzieht, zusätz-

lich noch durch schematische Durchführung des Versorgungsausgleichs ungeschmälert 

an den Versorgungsanrechten des anderen Ehegatten teil, würde der wirtschaftliche 

Zweck einer gleichberechtigten Teilhabe an dem in der Ehe erworbenen Versorgungs-

vermögen nicht nur verfehlt, sondern in sein Gegenteil verkehrt. Unbillig und treuwidrig 

ist es in dem Fall nicht, das eigene Anrecht dem Versorgungsausgleich entzogen zu 

haben, jedoch die damit verbundene Erwartung, gleichwohl in unverminderter Höhe an 

den Anrechten des anderen Ehegatten teilzuhaben. 

Nach diesen Maßstäben ist eine Beschränkung des Versorgungsausgleichs in Bezug auf 

die Versorgungsanwartschaften der F erforderlich, um die durch die Entziehung der bei-

den Rentenversicherungsverträge vom Versorgungsausgleich gestörte Teilhabegerech-

tigkeit wiederherzustellen. 

Dass das Einwirken auf das Versorgungsanrecht selbst als treuwidrig oder illoyal 

zu bewerten ist, ist für die Feststellung einer groben Unbilligkeit nicht erforderlich. 

Der Bundesgerichtshof sieht ein treuwidriges Verhalten des einwirkenden Ehegatten 

nicht in der Ausübung des Kapitalwahlrechts, sondern in dem Begehren, gleichwohl in 

unverminderter Höhe an den Anrechten des anderen Ehegatten teilzuhaben (BGH NJW 

2016, 3722). 

 

 

Muster: 

Ausgleich beschränkt auf „ehebedingte Nachteile“ des insgesamt ausgleichsbe-

rechtigen Ehegatten 
hier:  vorsorgender Ehevertrag – ausführlich 

 

 

§ 1 

Vorbemerkung; Sachverhalt 
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(1) Frau       ist in Vollzeit als kaufmännische Angestellte rentenversicherungspflichtig be-

schäftigt und erwirbt derzeit ausschließlich Anrechte auf Versorgung bei der DRV Rhein-

land (gRV). 

 

(2) Herr       ist       und erwirbt Anrechte zur Alterversorgung bei der      . 

 

(3) Beide Ehegatten beabsichtigen entsprechend ihren Vorstellungen einer „partnerschaftli-

chen Doppelverdienerehe“ über die Dauer ihrer Ehe berufstätig zu bleiben und jeweils 

eigene Anrechte zu erwerben oder auszubauen …. Einen Kinderwunsch haben die Ehegat-

ten derzeit nicht, schließen einen solchen für die Zukunft jedoch nicht aus. Ebenso wenig 

schließen die Ehegatten es für die Zukunft aus, dass einer von ihnen seine Erwerbstätigkeit 

in der Ehezeit – gleichviel aus welchem Grund – einschränkt oder vollständig aufgibt … 

 

(4) Die Ehegatten beabsichtigen durch diese Vereinbarung zum Versorgungsausgleich auf der 

Grundlage ihrer Ehevorstellungen aber auch für den Fall der Abweichung davon, den Aus-

gleich auf sogenannte „ehebedingte Versorgungsnachteile“ zu beschränken.  

 

(…)  

 

§ 2 

modifizierter Versorgungsgleich 

 

(1) Der Versorgungsausgleich nach dem VersAusglG soll im Fall der Scheidung unserer Ehe 

nur insoweit stattfinden, wie dies bezogen auf das Ehezeitende erforderlich ist, um bei dem 

„insgesamt ausgleichsberechtigten“ Ehegatten ehebedingte Nachteile in seiner Versor-

gungsbiograpie zu beseitigen. Im Übrigen schließen wir den Wertausgleich der jeweils von 

uns in der Ehezeit erworbenen Anrechte jeglicher Art vollständig aus.  

 

(2) Im Einzelnen gilt Folgendes:  

 Zur Bestimmung des „insgesamt Ausgleichsberechtigten“ sollen die von jedem Ehegatten 

erworbenen Ehezeitanteile von Anrechten, die dem Versorgungsausgleich unterfallen, aus-

schließlich unter Zugrundelegung der Mitteilungen der Versorgungsträger über den jewei-

ligen Ehezeitanteil und Ausgleichswert nach § 47 Abs. 2 bis 5 VersAusglG (Kapitalbetrag, 

korrespondierender Kapitalbetrag, Barwert, Rückkaufswert etc.) in eine Gesamtbilanz ein-

bezogen werden. [ggfs.: Anrechte, die wegen geringfügiger Ausgleichsdifferenz oder ge-

ringfügiger Ausgleichswerte vom Ausgleich ausgeschlossen sind, sind in die Gesamtbilanz 

aufzunehmen.] [ggfs.: nicht ausgleichsreife Anrechte sind soweit als möglich rechnerisch 

zu berücksichtigen.] 

 Diese Regelung gilt für die Bestimmung und Bewertung des „Versorgungsnachteils“ ent-

sprechend; der „Versorgungsnachteil“ ist als Kapitalbetrag auszuweisen. 

 

(3) Der Ausgleich soll sodann derart durchgeführt werden, dass zugunsten des „insgesamt 

ausgleichsberechtigten“ Ehegatten höchstens so viele Anrechte übertragen oder durch 

Beitragsleistung begründet werden, wie dieser zum Ehezeitende – unter Anrechnung aller 

von ihm tatsächlich erworbenen oder ausgebauten Anrechte – innehaben würde, wenn er 

seine derzeit ausgeübte Berufstätigkeit, wie sie sich aus § 1 Abs. (2) dieser Urkunde ergibt, 

in unverändertem Umfang unter Berücksichtigung regelmäßiger Beförderungen, fortge-

setzt haben würde. („Versorgungsnachteil“).  

 

(4) Der „insgesamt ausgleichsverpflichtete“ Ehegatte hat das Wahlrecht, ob und zulasten wel-

cher Anrechte er den Ausgleich nach Abs. (3) durch interne oder externe Teilung herbei-

führt oder ob er den Ausgleich durch Beitragszahlung bewirkt. Hierbei sind die Versor-

gungsbelange des „insgesamt ausgleichsberechtigten“ Ehegatten zu berücksichtigen. Ein 

Ausgleich nach Scheidung kann einseitig nicht verlangt werden. Soll der Ausgleich durch 

Zahlung von Beitragsleistungen erfolgen, benennt der „insgesamt ausgleichsberechtigte“ 

Ehegatte die Zielversorgung, ersatzweise ist dies die gesetzliche Rentenversicherung. Der 
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Ausgleich ist insgesamt auf die Differenz der Ausgleichswerte beschränkt, falls der „Ver-

sorgungsnachteil“ diese rechnerische Differenz überschreitet. Im Übrigen verpflichten 

sich beide Ehegatten bereits heute unwiderruflich mit dem Ende der Ehezeit in einer nota-

riellen Scheidungsvereinbarung die Einzelheiten des Ausgleichs von Anrechten nach Maß-

gabe der Vereinbarung vom heutigen Tag, insbesondere auch den „ehebedingten Versor-

gungsnachteil“ festzulegen und festzustellen. In dieser scheidungsbezogenen Vereinbarung 

werden die Ehegatten zudem eine nachträgliche gerichtliche Abänderung nach § 227 

Abs. 2 i.V.m. §§ 225, 226 FamFG ausschließen. 

 

(5) Können sich die Ehegatten nicht über die Höhe der jeweiligen Ehezeitanteile von Anrech-

ten bzw. der Ausgleichswerte, die Ermittlung des „Versorgungsnachteils“ oder die Art und 

Weise des Ausgleichs einigen, sind sie von einem Sachverständigen für Rentenangelegen-

heiten zu ermitteln und festzusetzen. Falls sich die Ehegatten über die Person des Gutach-

ters nicht einigen können, soll der Präsident der der Industrie- und Handelskammer zu 

Köln einen Gutachter bestimmen. Die Kosten des Gutachtens tragen die Ehegatten jeweils 

zur Hälfte. Das Schiedsgutachten ist für beide Ehegatten verbindlich (§§ 315 ff. BGB). 

 

(…)  

 

(…) Der Notar hat auf 

 - die Bedeutung des Versorgungsausgleichs und 

 - die Bewertung, gewillkürte Ausgleichsbilanz sowie darauf hingewiesen, dass …. 

 - die Ehegatten gegen den Willen eines beteiligten Versorgungsträgers keine vollziehbare 

Vereinbarung darüber treffen können, ob ein Anrecht intern oder extern geteilt wird 

 

… . 

 

 

 

Ausschluss des Wertausgleichs von Anrechten der landesrechtlichen Beamten-

versorgung zur Verhinderung der „externen Teilung“ mit Zahlungsver-

pflichtung 
Maßstab: korrespondierender Kapitalwert; beide Ehegatten Landesbeamte  

 

 

(1) Der Versorgungsausgleich nach dem VersAusglG soll im Fall der Scheidung unserer Ehe 

nur für Ehezeitanteile von Anrechten aus der gesetzlichen Rentenversicherung und der 

      stattfinden. Die Bewertungen der von uns in der Ehezeit erworbenen Anrechte sind 

uns insoweit bekannt. 

 

(2) Darüber hinaus haben wir beide als Landesbeamte des Landes NRW und nach den schrift-

lichen Auskünften der jeweils zuständigen       (Versorgungsträger) vom       – von 

denen jeweils eine Abschrift dieser Urkunde beigefügt wird –, in der Ehezeit folgende An-

rechte auf Bezug von Altersruhegehalt erworben: 

 - Herr       Anrechte von monatlich      ,-- €, mit einem korrespondierenden Ka-

pitalwert von      ,-- €, 

 - Frau       Anrechte von monatlich      ,-- €, mit einem korrespondierenden Ka-

pitalwert von      ,-- €. 

 Zum Ausgleich der vorgenannten Anrechte aus der landesrechtlichen Beamtenversorgung 

und zur Vermeidung der externen Teilung in die gesetzliche Rentenversicherung, verein-

baren wir unter Zugrundelegung der mitgeteilten korrespondierenden Kapitalwerte, den 

Ausgleich durch Zahlung eines Einmalbetrages nach rechnerischer Saldierung der mitge-

teilten Ausgleichswerte herbeizuführen. Den Ausgleich der vorgenannten Anrechte durch 

Realteilung schließen wir hingegen aus.   
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(3) Herr … verpflichtet sich daher, seiner Ehefrau, Frau … die Hälfte des entsprechenden 

Unterschiedsbetrags der beiden korrespondierenden Kapitalwerte der Ausgleichswerte zu 

zahlen, das sind      ,-- €.  

 

(4) (Fälligkeit nach Rechtskraft der billigenden Entscheidung des Familiengerichts, weitere 

Zahlungsvereinbarungen, Zwangsvollstreckungsklausel, ggfs. Sicherstellung). 

 

(5) Der Notar hat darüber belehrt, dass der Kapitalwert, der korrespondierende Kapitalwert 

oder andere Wertangaben von Versorgungsträgern lediglich ausgleichsrechtliche Hilfs-

werte darstellen, die dem tatsächlichen Wert eines Anrechts möglicherweise nicht entspre-

chen und die angegebenen Werte auch nicht schematisch miteinander verglichen werden 

können.  

 

 

 

 Ergänzung: „Nachteilsklausel II“ 

hier:  allgemein 
 

(…) Der Versorgungsausgleich soll insgesamt und für alle Anrechte durchgeführt werden; 

wenn Herr      / Frau       infolge des vereinbarten Ausschlusses des Wertausgleichs, 

bezogen auf die gesamte Ehezeit (§ 3 Abs. (1) VersAusglG) nach einem saldierenden Wert-

vergleich aller Anrechte unter Zugrundelegen des jeweiligen korrespondierenden Kapital-

wertes nach § 47 Abs. (2) VersAusglG insgesamt schlechter stünde oder sogar ausgleichs-

pflichtig werden würde. Geringwertige und nicht ausgleichreife Anrechte (§§ 18, 19 Vers-

AusglG) sind zu bewerten und in die Vergleichsbetrachtung einzubeziehen. Für die Ermitt-

lung der Vergleichswerte kann die Einholung von Gutachten erforderlich sein.  

 

 

 

 

Versorgungsausgleich innerhalb der Regelungen der Vermögensverhältnisse – 

Scheidungsvereinbarung 
Fallvariante: Auseinandersetzung der „Scheidungsimmobilie“, Schuldübernahme, Zuge-

winnausgleich, Unterhaltsabfindung, „Saldierung“ von Anrechten“  

 

 

 

I. 

Vorbemerkungen, Sachverhalt 

 

§ 1 

Persönliche Verhältnisse 

 

(1) Wir haben am 10. August 1993 vor dem Standesbeamten des Standesamts in Köln die Ehe 

miteinander geschlossen.  

 

(2) Wir besitzen beide ausschließlich die deutsche Staatsangehörigkeit; unseren gewönlichen 

Aufenthalt haben wir in Köln.  

 

(3) Kinder; sonstige Unterhaltssachverhalte      .  

 

(4) Wir haben bisher keinen Ehevertrag und keine Scheidungsvereinbarung abgeschlossen und 
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leben daher im gesetzlichen Güterstand der Zugewinngemeinschaft.  

 

(5) Wir leben seit dem       getrennt im Sinne des § 1567 BGB und beabsichtigen uns schei-

den zu lassen, das Scheidungsverfahren ist unter dem Az.:       bei dem Amtsgericht Köln 

-Familiengericht- rechtshängig. Die förmliche Zustellung der Antragsschrift erfolgte am 

19. Juni 2012. Herr A stimmt bereits durch diese Urkunde dem Scheidungsantrag seiner 

Ehefrau in vollem Umfange zu; diese Zustimmung ist in das Scheidungsverfahren einzu-

führen. Wir sind beide anwaltlich vertreten. 

 Frau F ist als Werbekauffrau im Anstellungsverhältnis in Vollzeit erwerbstätig; Herr M. 

ist als PR-Berater im Angestelltenverhältnis ebenfalls in Vollzeit erwerbstätig.       ggfs. 

Einkommensverhältnisse       

 

(6)      .  

 

(7) Zur Regelung der Scheidungsfolgen wollen wir Vereinbarungen nach näherer Maßgabe 

dieser Urkunde treffen, insbesondere den Güterstand der Gütertrennung herbeiführen, den 

Zugewinnausgleich durchführen, uns über das Familienheim auseinandersetzen, den nach-

ehelichen Unterhalt abfinden und die dem Versorgungsausgleich unterliegenden Anrechte 

in die Vermögensregelungen einbeziehen. Ein Entwurf dieser Scheidungsvereinbarung 

wurde uns mehr als zwei Wochen vor der Beurkundung zugesandt und ausführlich erörtert. 

 

§ 2 

Grundbesitz 

 

(1) Im Grundbuch des Amtsgerichts Köln von       Blatt       sind als Eigentümer des dort 

verzeichneten Grundbesitzes Gemarkung       Flur      , 

Flurstück      ,  Gebäude und Freifläche,      ,  groß      ,      Ar, 

Herr M und Frau F zu je ½ Anteil eingetragen. 

 

(2) Der vorbezeichnete Grundbesitz ist in Abt. II und III des Grundbuchs wie folgt belastet:  

in Abt. II:       

in Abt. III unter lfd. Nr. 1:  

 240.000,– EUR vollstreckbare Buch-Grundschuld nebst 18 % Jahreszinsen  

 ür die Sparkasse KölnBonn in Köln.  

 

(3) Durch diese Grundschuld werden nach Angaben der Beteiligten derzeit noch Forderungen 

der vorgenannten Gläubigerin in Höhe von ca. 40.000,– EUR gesichert. Persönlicher 

Schuldner der durch die Grundschuld gesicherten Forderungen sind als Gesamtschuldner 

Herr A und Frau B. Der Grundbesitz und das aufstehende Einfamilienhaus, das vor der 

Trennung das gemeinsame Familienheim war, stellen nach übereinstimmenden Angaben 

der Beteiligten einen Wert von 240.000,– EUR dar. Die Tilgung der Verbindlichkeiten er-

folgte nicht aus dem Anfangsvermögen eines der Ehegatten und ist den Ehegatten gleich-

mäßig, nämlich in Höhe von jeweils 100.000,– EUR zuzurechnen.  

 

(4) Der Notar hat den Grundbuchinhalt festgestellt durch Einsichtnahme in das Grundbuch 

am      .  

 

§ 3 

Anrechte auf Altersvorsorge 

 

(1) Herr A hat in der Ehezeit vom 1.8.1993 bis zum Ehezeitende am 31.5.2012 folgende Ehe-

zeitanteile von Anrechten, die dem Wertausgleich unterliegen oder in den Versorgungsaus-

gleich einzubeziehen sind, erworben: 

 a) nach der Auskunft der Deutsche Rentenversicherung       vom       2012 in der 

allgemeinen Rentenversicherung: 

 - Ehezeitanteile von 29,1226 EP; 
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  dies entspricht einer monatlichen Rente von 800,00 EUR; 

 - mit einem Ausgleichswert von 14,5613 EP; 

  dies entspricht einer monatlichen Rente von 400,00 EUR; 

 - der „korrespondierende Kapitalwert“ beträgt 92.601,36 EUR. 

 Das Anrecht unterliegt der internen Teilung nach § 10 ff. VersAusglG.  

 b) nach der Auskunft der       vom       2012 ein unverfallbares Anrecht aus be-

trieblicher Altersversorgung nach dem BetrAVG: 

 - Ehezeitanteile (Kapitalwert) von 27.250,00 EUR; 

  dies entspricht einem jährlichen Rentenwert von 300,00 EUR; 

 - mit einem Ausgleichswert (Kapitalwert) von 13.625,00 EUR; 

  nach Berücksichtigung der Teilungskosten von 13.100,00 EUR. 

  Das Anrecht unterliegt der internen Teilung nach § 10 ff. VersAusglG.  

 c) nach der Auskunft der       vom       2012 aus einer privaten Rentenversiche-

rung ein Anrecht: 

 - Ehezeitanteile (Deckungskapital) von 10.000,00 EUR; 

  mit einem Ausgleichswert von 5.000,00 EUR. 

 Das Anrecht unterliegt der internen Teilung nach § 10 ff. VersAusglG.  

 

(2) Frau B hat folgende Ehezeitanteile von Anrechten, die dem Wertausgleich unterliegen oder 

in den Versorgungsausgleich einzubeziehen sind, erworben: 

 a) nach der Auskunft der Deutsche Rentenversicherung       vom       2012 in der 

allgemeinen Rentenversicherung: 

 - Ehezeitanteile von 7,1250 EP; 

  dies entspricht einer monatlichen Rente von 200,00 EUR; 

 - mit einem Ausgleichswert von 3,5625 EP; 

  dies entspricht einer monatlichen Rente von 100,00 EUR; 

 - der „korrespondierende Kapitalwert“ beträgt 23.148,27 EUR. 

  Das Anrecht unterliegt der internen Teilung nach § 10 ff. VersAusglG.  

 b) nach der Auskunft der       Versorgungs- und Unterstützungseinrichtung       

vom       2012 ein unverfallbares Anrecht aus betrieblicher Altersversorgung 

nach dem BetrAVG: 

 - Ehezeitanteile (Kapitalwert) von 8.500,00 EUR; 

  dies entspricht einem jährlichen Rentenwert von 600,00 EUR; 

 - mit einem Ausgleichswert (Kapitalwert) von 4.250,00 EUR; 

  nach Berücksichtigung der Teilungskosten von 4.000,00 EUR. 

 Das Anrecht unterliegt der internen Teilung nach § 10 ff. VersAusglG.  

 

(3) Den Eheleuten sind die Auskünfte der vorgenannten Versorgungsträger über den Ehezeit-

anteil, den Ausgleichswert und die Kapitalwertangaben der jeweils von ihnen erworbenen 

Anrechte bekannt; auf ein Beifügen zu dieser Urkunde wird verzichtet. 

 

II. 

Scheidungsvereinbarung 

 

§ 1 

Gütertrennung, Durchführung des Zugewinnausgleichs 

 

(1) Herr A und Frau B vereinbaren hiermit, dass für die fernere Dauer ihrer Ehe der Güter-

stand der  

G ü t e r t r e n n u n g 

 gemäß § 1414 BGB gelten und jede Zugewinngemeinschaft ausgeschlossen sein soll. 

 

(2) Der Notar hat die Beteiligten über die Bedeutung des gesetzlichen Güterstandes der Zuge-

winngemeinschaft, die Vereinbarung der Gütertrennung und die damit verbundenen Fol-

gen belehrt. Er hat insbesondere darauf hingewiesen, dass sich das gesetzliche Erb- und 
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Pflichtteilsrecht vermindern können. Er hat zudem die erbschaft- und schenkungsteuerli-

chen Folgen erläutert.  

 

(3) Jeder der Ehegatten ist berechtigt, ohne Zustimmung des anderen über sein Vermögen im 

Ganzen, auch über die ihm gehörenden Gegenstände des ehelichen Haushalts, frei zu ver-

fügen. Eine Eintragung in das Güterrechtsregister soll nicht erfolgen. 

 

(4) Zugewinn: 

 Infolge der Beendigung des Güterstandes der Zugewinngemeinschaft schuldet Herr A sei-

ner Ehefrau, Frau B nach Maßgabe der Zugewinnausgleichsberechnung einen Zugewinn-

ausgleich in Höhe von  

 

55.000,– EUR 

 -fünfundfünfzigtausend Euro- 

 

 Die Ehegatten erklärten: 

 Wir verzichten, soweit sich aus dieser Urkunde nichts anderes ergibt, auf eine konkrete 

Aufstellung und Ermittlung des jeweils für uns maßgebenden Anfangs- und Endvermögens 

im Rahmen der Berechnung des Zugewinns. Wir bestimmen vielmehr die Wertangaben in 

dieser Urkunde als verbindlich, da die nachfolgenden Regelungen ungeachtet der Höhe 

tatsächlicher Ausgleichsansprüche, abschließend und unanfechtbar gewollt sind. 

 

(5) Wir verzichten im Übrigen nach Maßgabe dieses Vertrages auf jeden weiteren Ausgleich 

etwaigen Zugewinns für die Vergangenheit, gleichviel aus welchem Rechtsgrund, in wel-

cher Höhe und ob ein solcher überhaupt erzielt worden ist; wir verzichten zudem auf jeden 

weitergehenden vermögensrechtlichen Ausgleich, der ehebezogen außerhalb des Güter-

rechts entstanden sein könnte.  

 

§ 2 

Auseinandersetzung über das Familienheim 

 

(1) Herr M -nachstehend "der Veräußerer" genannt- überträgt hiermit seinen ½ Bruchteils-

miteigentumsanteil an dem in Teil I. § 2 Abs. (1) dieser Urkunde näher bezeichneten 

Grundbesitz nebst aufstehenden Gebäuden, allen sonstigen wesentlichen Bestandteilen und 

allem gesetzlichen Zubehör  

nachstehend zusammenfassend „der Grundbesitz“ oder 

„Bruchteilsmiteigentumsanteil“ genannt-, 

 an die dies annehmende Frau F -nachstehend auch "der Erwerber" genannt-, so dass Frau 

F Alleineigentümerin wird.  

 

(2) Der Erwerber stellt den Veräußerer als teilweise Gegenleistung für die Übertragung von 

den in Teil I. § 2 Abs. (2) dieser Urkunde näher bezeichneten, durch die Grundschuld Abt. 

III Nr. 1 im Nennbetrag von 240.000,– EUR gesicherten Darlehensverbindlichkeiten mit 

Wirkung ab dem 1.      . 20      durch Erfüllungsübernahme frei.  

 Der Erwerber hat sich bereits in der Urkunde über die Bestellung der Grundschuld vom 

      -UR. Nr.       für       des Notars       in Köln- persönlich der sofortigen 

Zwangsvollstreckung gegenüber dem Gläubiger in sein gesamtes Vermögen unterworfen. 

 

(3) Der Erwerber ist zudem verpflichtet, den Veräußerer innerhalb von drei Monaten ab dem 

Tag der Beurkundung durch Bestätigung des Gläubigers nachzuweisen, dass jede Haftung 

des Veräußerers für die gesicherten Verbindlichkeiten erloschen ist. Dies kann der Erwer-

ber nach seiner Wahl dadurch bewirken, dass er  

 a) eine den Veräußerer befreiende Schuldübernahme mit dem Gläubiger vereinbart 

oder  

 b) die Verbindlichkeiten insgesamt tilgt oder  
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 c) einen neuen Darlehensvertrag mit dem eingetragenen oder einem anderen Gläubi-

ger abschließt.  

 Hierbei handelt es sich um eine vertraglich geschuldete Hauptpflicht des Erwerbers. Die 

Vorlage dieser Urkunde zur Eigentumsumschreibung auf den Erwerber soll davon abhän-

gen, dass dem Notar die Erfüllung dieser Pflicht nachgewiesen ist.  

 

(4) Für den Fall einer befreienden Schuldübernahme, vereinbaren Veräußerer und Erwerber 

mit Wirkung ab dem vorgenannten Stichtag der Erfüllungsübernahme im eigenen Namen 

und namens des Grundschuldgläubigers -vorbehaltlich dessen Zustimmung- Folgendes:  

 a) Der Erwerber tritt anstelle des bisherigen Schuldners alleine in alle bestehenden 

Sicherungsabreden und Verwertungsvereinbarungen ein.  

 b) Die Sicherungsabreden und Verwertungsvereinbarungen werden derart geändert, 

dass die Grundschuld nur noch Verbindlichkeiten des Erwerbers gegenüber dem 

Gläubiger sichert.  

 c) Jede persönliche Haftung des Veräußerers aus der Grundschuldbestellungsurkunde, 

also auch diejenige aus abstrakten Schuldanerkenntnissen erlischt.  

 Zu diesen Vereinbarun gen ist die Zustimmung des Gläubigers und dessen Erklärung 

erforderlich, dass der Veräußerer für die vorgenannten Verbindlichkeiten nicht mehr haf-

tet. Die Beteiligten bevollmächtigen den beurkundenden Notar, den Gläubiger um schrift-

liche Abgabe einer entsprechenden Zustimmung zu ersuchen. Etwaige Kosten der Durch-

führung dieser Vereinbarungen trägt der Erwerber. 

 

(5) Die vorbezeichnete Grundschuld Abt. III Nr. 1 soll in den Grundbüchern bestehen bleiben. 

Alle daran bestehenden Eigentümerrechte werden hiermit mit Wirkung ab Eigentumsum-

schreibung auf Frau F als künftige Alleineigentümerin übertragen; entsprechende Grund-

bucheintragungen werden bewilligt.  

 

(6) Das auf dem Grundbesitz aufstehende Wohnhaus wird von dem Erwerber bewohnt und 

genutzt. Dem Erwerber sind daher der gegenwärtige, altersbedingte Zustand und die Be-

schaffenheit des Grundbesitzes nebst aufstehenden Gebäuden und allen Bestandteilen, die 

baurechtlichen Festsetzungen und die zulässigen Verwendungsmöglichkeiten hinreichend 

bekannt.  

       ggfs. Mängelrechte  

       ggfs. Alleinbesitz etc.  

 

(7) Veräußerer und Erwerber sind darüber einig, dass das Eigentum an dem vorbezeichneten 

½ Bruchteilsmiteigentumsanteil auf den Erwerber übergeht. Sie bewilligen die Eintragung 

des Eigentumswechsels in das Grundbuch.  

       ggfs. Vormerkung       

 

(8) Veräußerer und Erwerber weisen den Notar hiermit unwiderruflich an, den Antrag auf 

Umschreibung des in dieser Urkunde übertragenen Miteigentumsanteils auf den Namen 

des Erwerbers dem Grundbuchamt erst dann einzureichen, wenn der Veräußerer ihn hierzu 

schriftlich anweist oder wenn ihm vorliegen 

 - die Zustimmung des Gläubigers gemäß vorstehendem Abs. (4), 

 - die rechtskräftige Entscheidung des Familiengerichts über die Scheidung und den 

Versorgungsausgleich nach Maßgabe dieser Urkunde.  

 Bis zu diesem Zeitpunkt verzichtet der Erwerber auf die Erteilung von Ausfertigungen und 

beglaubigten Abschriften dieser Urkunde, die die Auflassung enthalten.  

 

(9) Die Beteiligten beantragen Befreiung von der Zahlung der Grunderwerbsteuer gemäß § 3 

Ziff. 4 bzw. 5 GrEStG, weil es sich um den Erwerb durch den Ehegatten bzw. eine Ausei-

nandersetzung anläßlich der Ehescheidung handelt. Der Notar hat den Veräußerer auf die 

Rechtsfolgen des § 23 EStG hingewiesen. 

 

(10) Den Wert der Erfüllungsübernahme und Schuldhaftentlassung aus den noch bestehenden 
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Darlehnsverbindlichkeiten bestimmen Veräußerer und Erwerber nach der zwischen ihnen 

bestehenden Innenverhältnisabrede auf 20.000,– EUR.  

 Herr A hat somit einen Zahlungsanspruch aus dem Wert der Übertragung des Miteigen-

tumsanteils abzüglich des Wertes für die Erfüllungsübernahme und Schuldhaftentlassung 

in Höhe von  

100.00,– EUR  

-einhunderttausend Euro- 

(240.000,– EUR ./. 2 - 20.000,– EUR = 100.000,– EUR). 

 

§ 3 

Haushaltsgegenstände, sonstiges Vermögen 

 

 Die Verteilung der Haushaltsgegenstände ist bereits erfolgt; Ausgleichsansprüche beste-

hen nicht. 

 

§ 4 

Nachehelicher Unterhalt; Abfindung 

 

(1) Herr A ist verpflichtet, seiner Ehefrau, Frau B ab dem Monatsersten, der auf die Rechts-

kraft der Scheidung ihrer Ehe folgt, monatliche Unterhaltsleistungen in Höhe von 

250,– EUR 

-zweihundertfünfzig Euro- 

 als Unterschiedsbetrag zwischen deren Einkünften und dem vollen Unterhalt gem. § 1573 

Abs. 2 BGB (Aufstockungsunterhalt) zu zahlen. 

 Der vereinbarte Unterhalt umfasst jeden Elementar-, Krankenvorsorge- und Altersvorsor-

geunterhalt. 

 Die Eheleute sind darüber einig, dass der Unterhalt nach § 1578b Abs. 1, 2 BGB zeitlich 

befristet auf die Dauer von fünf Jahren nach Rechtskraft der Scheidung zu leisten ist.  

 

(2) Herr A verpflichtet sich gegenüber seiner Ehefrau, Frau B, ihr zur Abfindung der ihr zu-

stehenden Ansprüche auf nachehelichen Aufstockungsunterhalts einen Abfindungsbetrag 

in Höhe von  

12.500,– EUR 

-zwölftausendfünfhundert Euro- 

 (250,– EUR x 12 Monate x 5 Jahre = 15.000,– EUR, abgezinst auf 12.500,– EUR) 

 zu zahlen (§ 1585 Abs. 2 BGB). Die Zahlungsverpflichtung wird durch eine etwaige Wie-

derheirat der Ehefrau nicht berührt. 

 

(3) Frau B verzichtet darüber hinaus auf alle etwa weitergehenden Ansprüche auf nacheheli-

chen Unterhalt nach allen gesetzlichen Unterhaltstatbeständen und auch in unvorherseh-

baren oder außergewöhnlichen Fällen oder Umständen; Herr A nimmt den vorstehend er-

klärten Verzicht hiermit an. 

 

(4) Die Ehefrau stimmt der Geltendmachung der Abfindungszahlung als Sonderausgaben ge-

mäß § 10 Abs. 1 Nr. 1 EStG durch den Ehemann zu. Der Ehemann verpflichtet sich, die 

Ehefrau von allen sich hieraus ergebenden, insbesondere steuerlichen Nachteilen freizu-

halten. 

 

§ 5 

Verrechnungsvereinbarung 

 

 Die Ehegatten vereinbaren mit Wirkung auf den Zeitpunkt der Rechtskraft der Scheidung 

ihrer Ehe und der Entscheidung über den Versorgungsausgleich nach Maßgabe dieser Ur-

kunde die Verrechnung des Herauszahlungsbetrages aus der Übertragung des Bruchteils-

miteigentumsanteils mit dem Zahlungsanspruch der Ehefrau aus Zugewinn und abgefun-

denem Unterhalt in Höhe von 67.500,– EUR, so dass dem Ehemann insoweit noch ein 
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Zahlungsanspruch in Höhe von 32.500,– EUR verbleibt.  

 

§ 6 

Vereinbarung über den Versorgungsausgleich 

 

(1) Wir, Herr       und Frau       vereinbaren hiermit, dass der Versorgungsausgleich 
nach den gesetzlichen Bestimmungen des VersAusglG wegen der von uns erworbenen Ehe-

zeitanteile von Anrechten nach Abschn. I § 3 dieser Urkunde wie folgt stattfinden soll:  

 

(2) Ein Ausgleich der Anrechte aus der betrieblichen Altersvorsorge und der privaten Vor-

sorge des Ehemanns und der Ehefrau (Abschn. I § 3 Abs. (1) lit. b, c und Abs. (2) lit. b) 

durch Realteilung dieser Anrechte soll nicht stattfinden und wird ausgeschlossen. Die Ehe-

leute verrechnen vielmehr die jeweiligen Ausgleichswerte auf der Grundlage der mitgeteil-

ten Kapital- bzw. korrespondierenden Kapitalwerte. Den zugunsten der Ehefrau verblei-

benden Differenzbetrag verrechnen sie zur teilweisen Vermeidung der internen Teilung des 

Anrechts des Ehemanns bei der gesetzlichen Rentenversicherung (Abschn. I § 3 Abs. (1) 

lit. a) mit deren Ausgleichswert. 

 

(3) Ein Ausgleich des Anrechts aus der gesetzlichen Rentenversicherung der Ehefrau (Abschn. 

I § 3 Abs. (2) lit. a) durch interne Teilung soll ebenfalls nicht stattfinden und wird ausge-

schlossen. Die Eheleute verrechnen vielmehr die sich insoweit gegenüberstehenden Aus-

gleichswerte ihrer Anrechte aus der gesetzlichen Rentenversicherung unter Vorwegnahme 

der Verrechnungsbefugnis der Versorgungsträger (§ 10 Abs. 2 VersAusglG) in Höhe der 

„korrespondierende Kapitalwerte“ von jeweils 23.148,27 EUR.  

 

(4) Zur weiteren teilweisen Vermeidung der internen Teilung des Anrechts aus der gesetzlichen 

Rentenversicherung des Ehemanns (Abschn. I § 3 Abs. (2) lit. a)) und unter Einbeziehung 

des Versorgungsausgleichs in die Vermögensregelung verrechnen die Ehegatten einen 

Teilbetrag des Ausgleichswerts in Höhe von 32.500,– EUR mit dem Herauszahlungsbetrag 

des Ehemanns nach vorstehendem § 5 dieser Urkunde.  

 

(5) Bei der Deutsche Rentenversicherung       soll, bezogen auf den 31.5.2012 im Wege der 

internen Teilung lediglich ein Anrecht zugunsten der Frau       in Höhe von 8,0711 Ent-

geltpunkten (statt des Ausgleichswertes von 14,5613 EP) begründet bzw. ausgebaut und 

zugleich das Anrecht des Herrn       um genau diesen Wert gekürzt werden. Dem verein-

barten Ausgleich liegt ein korrespondierender Kapitalwert von 51.328.09 EUR zugrunde. 

Unberücksichtigt und noch einzuberechnen sind die angemessenen Teilungskosten (§ 13 

VersAusglG). 

 

(6) Die Verrechnung und Kürzung von Ausgleichswerten, bzw der Entgeltpunkten beruht nach 

dem Willen der Beteiligten auf der Einbeziehung des Versorgungsausgleichs in die Vermö-

gensregelungen der Ehegatten aus Anlass der Scheidung (§ 6 Abs. 1 S. Nr. 1 VersAusglG), 

jeweils auf der Grundlage der mitgeteilten Kapital- bzw. korrespondierenden Kapital-

werte. Für die familiengerichtliche Entscheidung soll im Hinblick auf Anrechte aus der 

gestzlichen Rentenversicherung allein die Einigung auf den Ausgleichswert  in der Bezugs-

größe „Entgeltpunkte“ maßgeblich sein. Soweit die Modifikation des Ausgleichs Verzichts-

wirkung hat, stimmt dem jeder der Ehegatten zu.  

 

(7) Die Ehegatten schließen eine nachträgliche gerichtliche Abänderung unserer vorstehen-

den Vereinbarung nach § 227 Abs. 2 FamFG aus. Der Notar hat über Bedeutung und die 

gesetzlichen Voraussetzungen einer nachträglichen Abänderung und die Anrechte, die ei-

ner solchen Abänderung unterliegen können, belehrt. 

 

§ 7 

Hinweise zum Versorgungsausgleich 
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 Kombinierte Hinweise (siehe Rn 12). 

 

§ 8 

Rechtsbestand der Vereinbarungen, 

Sonstiges 

 

(1) Die Beteiligten sind darüber einig, dass die in dieser Urkunde getroffenen Vereinbarungen, 

soweit nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist, unter der Voraussetzung abgeschlos-

sen werden, dass ihre Ehe rechtskräftig geschieden wird; dies gilt nicht für die in dieser 

Urkunde erklärte Auflassung.  

 

(2) Die Eheleute       vereinbaren hiermit, dass die Auseinandersetzung über die Immobilie, 

die Regelungen zum Nachscheidungsunterhalt und zum Versorgungsausgleich sowie alle 

weiteren Vereinbarungen nur einheitlich Bestand haben sollen. Sollten eine oder mehrere 

der vorstehend getroffenen Vereinbarungen aus irgendeinem Grund unwirksam sein oder 

werden, sollen im Zweifel auch die übrigen in dieser Urkunde getroffenen Vereinbarungen 

unwirksam sein. Unberührt bleibt die Vereinbarung der Gütertrennung. 

 

(3) Der Notar hat uns über die Vorschriften belehrt, nach denen diese Scheidungsvereinba-

rung aufgehoben oder geändert werden kann. Ein einseitiges Rücktrittsrecht behalten wir 

uns nicht vor.  

 

(4) Weitere Vereinbarungen wollen wir zurzeit nicht treffen, insbesondere keine Vereinbarun-

gen zum Erb- und Pflichtteilsrecht.  

 

(5) Wir nehmen alle in dieser Urkunde abgegebenen Erklärungen wechselseitig an.  

 

(6) Die mit dieser Urkunde verbundenen Gerichts- und Notarkosten tragen wir je zur Hälfte.  

 

(7) Uns ist bekannt, dass der Abschluss dieser Scheidungsvereinbarung und unsere personen-

bezogenen Daten im Zentralen Testamentsregister der Bundesnotarkammer registriert 

werden.  

 

 


